¥

N

KPMG

steuern, Recht,
Bilanzen -
hereit fur 20237

Kiel

17. November 2022



Agenda

01
02

03
04

05

Aktuelle Entwicklungen im Gesellschaftsrecht
Dr. Nikolaus Vincent Manthey, Partner KPMG Law, Hamburg

Aktuelles aus dem Arbeitsrecht

André Kock, Manager Law, Hamburg

Aktuelle Themen der Prufung

Jan-Frederik Konerding, Senior Manager, KPMG Hamburg
Friederike Brodach, Assistant Manager, Audit Corporate, KPMG, Hamburg

Compliance — was ist neu?

Verena Hinze, Partnerin Audit — Forensic, KPMG, Hamburg

Aktuelle steuerliche Entwicklungen zum Jahreswechsel
2022/2023

Carsten Doring, Partner Tax, KPMG, Kiel

9:00

Uhr

9:25

Uhr

9:45

Uhr

10:20

Uhr

10:35

Uhr






Agenda

01 a' Pflicht zur Schaffung von Compliance-Strukturen (OLG
“ Nurnberg vom 30. Mérz 2022)

01h) MoPeG - Gesetz zur Modernisierung des
” Personengesellschaftsrechts
* MoPeG: Was ist das?
« MoPeG: Ausgewahlte Anderungen im Detail
 Sind Sie fit fur das MoPeG

01 c] Anderungen im Umwandlungsrecht

01 [I] Transparenzregister

International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der Name KPMG und das Logo sind Marken, die die unabhangigen
Mitgliedsfirmen der globalen KPMG-Organisation unter Lizenz verwenden

m © 2022 KPMG AG Wirtschaftsprifungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhéngiger Mitgliedsfirmen, die KPMG Document Classification: KPMG Confidential | 4



01a)

Priicht zur Schaffung von
Compliance-Strukturen
(OLGNtrnberg)

.
— e
—_—— e
——————ae =
- e
e e -
—~5 T e
2 e =
= - P
= -::""hai S — e



PHlicht zur Schaffung von GOI’HI]liaI]GB-StI'UKtUI'BI]

OLG Niirnberg vom 30. Marz 2022 (12 U 1520/19)

Ausgangslage

Gesetzlicher Anknupfungspunkt — § 43 GmbHG:
« §43 Abs. 1 GmbHG:

,Die Geschaftsfuhrer haben in den Angelegenheiten der Gesellschaft
die Sorgfalt eines ordentlichen Geschaftsmannes anzuwenden.*

* §43 Abs. 2 GmbHG:

,Die Geschaftsfuhrer haben in den Angelegenheiten der Gesellschaft
die Sorgfalt eines ordentlichen Geschaftsmannes anzuwenden®

Folgerungen aus § 43 GmbHG:

* Eine der zentralen Pflichten der Geschaftsflhrer ist die
Legalitatspflicht

» Legalitatspflicht: Pflicht zur Beachtung rechtlicher Vorgaben

» Aus der Legalitatspflicht entwickelt: Pflicht zur Einrichtung eines
Compliance Management Systems
(vgl. z.B. LG Minchen | vom 10. Dezember 2013, 5 HKO 1387/10 —
~Siemens/Neuburger)

» Diese Pflicht wird zunehmend durch die Rechtsprechung
konkretisiert, so auch durch das OLG Nurnberg




PHlicht zur Schaffung von GOI’HI]liaI]GB-StI'UKtUI'BI]

-

OLG Niirnberg vom 30. Marz 2022 (12 U 1520/19)

Sachverhalt

GmbH & Co. KG klagt gegen Geschaftsfuhrer der GmbH wegen Schaden, die durch untreuen Mitarbeiter entstanden sind.
GmbH & Co. KG ist ein mittelstandisches Unternehmen mit 13 Mitarbeitern in der Verwaltung.

Sie betreibt Tankstellen und gibt Tankkarten an Kunden (Unternehmen mit Fuhrparks) zum bargeldlosen Tanken aus.

In der Vergangenheit Forderungsausfalle, da Einhaltung von Kreditlimits nicht Gberwacht und Karten nicht gesperrt wurden.
Beirat beschliel3t daher: Gewahrung ungesicherter Kreditlimits tber EUR 25.000,00 bedurfen der Zustimmung des Beirats.
Geschaftsfuhrer wird in interner Schulung u.a. Uber die Moglichkeit des Vier-Augen-Prinzips bei Kreditvergaben informiert.
Fir die Erfassung von Tankkarten, die Zuordnung zu bestimmten Kunden und die Uberwachung ist Mitarbeiter H. zustandig.

H. verschleierte Zahlungsschwierigkeiten und Uberschreitungen von Kreditlimits von drei GroRkunden, indem er deren Tankkarten anderen
Kunden zuordnete und in das Rechnungs- und Mahnwesen eingriff; er liel3 sich Rechnungen und Mahnungen von der zustandigen Abteilung
aushandigen, ,um diese selbst zu versenden®.

Kein Vier-Augen-Prinzip bei der Erfassung und Zuordnung von Tankkarten, da kein Mitarbeiter dauerhaft gefunden wurde.
Forderungsausfall und damit Schaden von ca. TEUR 861.




PHlicht zur Schaffung von GOI’HI]liaI]GB-StI'UKtUI'BI]

OLG Niirnberg vom 30. Marz 2022 (12 U 1520/19)

Entscheidung des Gerichts

* Geschaftsfuhrer einer GmbH, deren wesentliche Aufgabe die Fuhrung der Geschafte einer GmbH & Co. KG ist, haftet der GmbH & Co. KG
gegenuber gemall § 43 Abs. 2 GmbHG.

+ Aus der Legalitatspflicht (§ 43 Abs. 1 GmbHG) folgt die Pflicht des Geschaftsfuhrers zur Errichtung eines Compliance Management Systems.

+ Das Compliance Management System muss organisatorische Vorkehrungen beinhalten, welche die Begehung von RechtsverstofRen durch
die Gesellschaft oder Mitarbeiter verhindern.

+ Es sind hinreichende Kontrollen vorzusehen, die nicht erst eingreifen, wenn Missstande entdeckt worden sind.

* Intensitat und Art der Kontrollen hangt von Gefahrgeneigtheit der jeweiligen Tatigkeit und Gewicht der zu beachtenden Vorschriften ab.

- Eine gesteigerte Uberwachungspflicht besteht im Falle von UnregelmaRigkeiten in der Vergangenheit.

» Bei schadenstrachtigen Tatigkeiten (hier: Erfassung und Zuordnung von Tankkarten) ist ein Vier-Augen-Prinzip einzufUhren und einzuhalten.
» Findet der Geschaftsfuhrer keine Mitarbeiter, muss er die Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips selbst gewahrleisten.




PHlicht zur Schaffung von GOI’HI]liaI]GB-StI'UKtUI'BI]

OLG Niirnberg vom 30. Marz 2022 (12 U 1520/19)

Folgerungen fur die Praxis

+ Die Pflicht zur Errichtung eines Compliance Management Systems betrifft auch jedes mittelstandische Unternehmen.

+ Sie gilt unabhangig von der Rechtsform, da fur alle ahnliche Vorschriften bestehen.
+ Bestehende Compliance Management Systeme sind regelmaRig u.a. auf Vereinbarkeit mit Rechtsentwicklungen zu uberpriifen.
» Es ware zu uberprifen,
- ob und welche risikoreichen Tatigkeitsbereiche es im jeweiligen Unternehmen gibt und
- ob ein Vier-Augen-Prinzip besteht und auch eingehalten wird.
+ Je nach Befund ware das Compliance Management System anzupassen.
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MoPeG - Gesetz zur
Modernisierung des
Personengesellschattsrechts

« MoPeG: Was ist das? ;

« MoPeG: Ausgewahlte Anderungen im Detail 41\
- Sind Sie fit firr das MoPeG AT s/,




MoPeG: Kurztibersicht

Das
MoPeG

GroRte Reform des Personengesellschaftsrechts seit vielen Jahren.

Zahlreiche Anderungen insbesondere in BGB und HGB.

Das MoPeG tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.

Schaffung eines Gesellschaftsregisters flir GbRs.



MoPeG: ES sind-alie Personengesellscharten hetroffen

Kodifizierung der
Rechtsentwicklung
und Klarung von
Streitfragen

Anderungen des
dispositiven Rechts

Regelungstypen
der Anderungen

Einflihrung/Anderung
von zwingendem Recht

Er6ffnung neuer
Gestaltungs-
moglichkeiten



01h)

MoPeG - Gesetz zur
Modernisierung des
Personengesellschattsrechts

» MoPeG: Was ist das? ;

« MoPeG: Ausgewihlite Anderungen im Detail 415
- Sind Sie fit firr das MoPeG AT s/,




Zahireiche Anderungen, UﬂtBI’ anderem...

LS;Q\ \

y

Beschiussmangelrecht
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Und viele weitere...



MoPeG: Ausgewahite I\nderungen ImDetail

Anderung dispositivenRechts

Beispiel: Beschlussmangelrecht (c0HG/KG)

Bisheriger Rechtsstand:
+ Kein Beschlussmangelrecht
+ Folgen:
- Ruckgriff auf allgemeine Feststellungsklage (§ 256 ZPO)

- Keine Klagefrist, keine Differenzierung nach Schwere des
Beschlussmangels

- Alle Gesellschafter mussen einbezogen werden
* In der Praxis daher oft Regelungen im Gesellschaftsvertrag

Anderung durch MoPeG:

+ §§ 110 bis 115 HGB-MoPeG: Beschlussmangelrecht fur oHG und
KG

« Ahnlich wie im Aktienrecht
+ Es sieht Anfechtungsklage und Nichtigkeitsklage vor
+ Klagen richten sich gegen Gesellschaft

+ Kilagefrist: drei Monate ab Bekanntgabe Beschluss; Vertrag darf
Frist nicht auf weniger als einen Monat abkurzen

+ §§ 110 ff. HGB-MoPeG konnen dem Grunde nach abbedungen
werden




MoPeG: Ausgewahite I\nderungen ImDetail

Anderung dispositivenRechts

Beispiel: Beschlussmangelrecht (c0HG/KG)

-

Problem des neuen Rechts:

§ 112 Abs. 2 HGB-MoPeG:
Klagefrist beginnt mit Beschlussbekanntgabe

* Aber:
Keine Regelungen uber Feststellung und Bekanntgabe von
Beschlussen im HGB-MoPeG

* Folge:
Ggf. Streitigkeiten, insbes. uber den Beginn der Klagefrist

Handlungsbedarf?

1. Variante: Gesellschaftsvertrag enthalt Regelung zu
Beschlussmangeln

- Prafung auf Verstol3 gegen zwingendes Recht (Mindestklagefrist!)

- Prafung, ob Lucken bestehen und eine Ausfillung durch neues
Recht sinnvoll oder nicht

2. Variante: Gesellschaftsvertrag enthalt keine Regelung zu
Beschlussmangeln

- Prifung, ob neue Regelungen ausgeschlossen oder erganzt
werden sollen (z.B. in Bezug auf Feststellung und Bekanntgabe
von Beschlussen)




Mehr als 30 zupriifende I\nderungen...

-
I j = m™ ., =
FreiesSitzwahirecht & S g5
: . — = T gender GbR
= Herahisinken einer Personennandelsgeselischalt £ =S EE S
= ~ Haftsumme = = < < Rechtsfahigkeit
D D
éé Beschlussméngelrecht === Abfindungsanspruch CED 'g., = uerGhR
B Gosolschaftsegister =3 Jahresabsciiluss co = Beschiussmangelrecht
ST vomatunseseruny & BESCHIUSSTAssUNg T Haftung der
. . g ~— Kommanditisten
kewinn-und Verlustheteiligund &= pligemeine Informationsrechte = g5
Anpassung Schiedsklauseln Informationspflichten s=
UmwandlungsfanigkeitderGbR  Informationsrechte Besonderes Kindigungsrecht SE
der Kommanditisten Simultaninsolvenz beiderGmbH&Co.KG ES
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MoPeG - Gesetz zur
Modernisierung des
Personengesellschattsrechts

» MoPeG: Was ist das? ;

« MoPeG: Ausgewahlte Anderungen im Detail 41\
+ Sind Sie fit fur das MoPeG y E 3/




MoPeG-Priifzentrum-Kurzvorstellung

Unser Leistungsversprechen:

Eine erste, schnelle, zuverlassige und konkrete Einschatzung,
* ob und welche Anpassungsbedarfe
« in den wichtigsten Anderungsbereichen

bestehen.

Darstellung der Ergebnisse im ubersichtlichen und damit eingangigen

Format

Entscheidungsgrundlage fur die Geschaftsleitung flr weitere Veranlassungen.

Zielgruppe:
Personengesellschaften

+ GmbH & Co. KG, 4.900,- €

+ KG,
« OHG, je 3.800,- €

 GbR

Erganzend zum MoPeG-Prufzentrum:

* Workshops

Erganzende Analysen
Individuelle Losungsvorschlage




MoPeG-Testzentrum- Mas}_ter

Betroffene Reaeliina lhres Nelie aesetzliche Reaeliing Status Quo
[...]

machen wir es greifbar:

Gestaltungshe




MoPeG-Prifzentrum-Beschiussmangelrecht

Am Beispiel eines fiktiven Gesellschaftsvertrages eines Mandanten

Betroffene Regelunglhres Neue gesetzliche Regelung Status Quo
Gesellschaftsvertrages

lhr Gesellschaftsvertrag enthalt

§ 110 bis 115 HGB (n.F.) Regelungen, die aber Liicken

dispositiv zwingend enthalt und eine Klagefrist von

nur vier Wochen vorsieht.

R M

Gestaltungshedarf

Ihr Gesellschaftsvertrag enthalt Regelungen, die dem neuen gesetzlichen Beschlussmangelrecht ahnlich sind. Dennoch ergibt sich zwingender

Anpassungsbedarf
Die Klagefrist von vier Wochen widerspricht der gesetzlichen Mindestfrist von einem Monat. Die Regelung ist daher unwirksam, so dass die
gesetzliche Frist von drei Monaten gilt. Soll es bei einer kurzen Klagefrist bleiben, ware der Vertrag anzupassen und eine Frist von z.B. einem
Monat vorzusehen.

 |hr Gesellschaftsvertrag enthalt keine Regelung zum Fristbeginn und auch keine Regelung Uber die Bekanntgabe von Beschlissen. Da die
Bekanntgabe nach neuem Recht bei Fehlen anderer Regelungen maRRgeblich fur den Fristbeginn und auch ansonsten von Bedeutung ist,
sollten die Regelungen uber die Beschlussfeststellung und -bekanntgabe Uberarbeitet werden.

EHEE | 21
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Anderungenim
Umwandiungsrecht




Umwandlungsrecht - ﬂherblick der Neuerungen

Grenzuberschreitende Spaltung:

+ Erstmals klarer Rechtsrahmen fur grenziberschreitende Spaltungen
» Grenzuberschreitende Spaltungen ausdrtcklich zugelassen

+ Partiell GberschieRende Umsetzung fur grenzuberschreitende Spaltungen zur Aufnahme

Umsetzung
2.Teildes
EUCompany Law
Package -
UmRUG

Grenzuberschreitender Formwechsel:
» Erstmals klarer Rechtsrahmen flr grenziberschreitende Formwechsel

» Grenzuberschreitende Formwechsel ausdricklich zugelassen

und bei der Mitbestimmung der Arbeithehmer

Neuerungen fiir grenziiberschreitende Verschmelzungen & nationale Umwandlungen:

« Grenziiberschreitende Verschmelzungen: Anderungen beim Schutz von Minderheitsgesellschafter

* Nationale Umwandlungen: Umgestaltung der Regelung zum Verzicht auf Umwandlungsbericht (§ 8

Abs. 3 UmwG-E) und zur Umwandlungsprufung; Erweiterung des Anspruchs auf Verbesserung

Barabfindung



Umwandiungsrecht - Stand Gesetzgebungsverfahren

Referentenentwurf vom20. April 2022

\,, xﬁf b \\“ g

& ErsteLesungimBundestag am 20. Oktober 2022/AnhérungimRechtsausschuss des Bundestages
§ am7/.November2022



Kurzuberblick

» Fur grenzuberschreitende Verschmelzungen, Spaltungen und Formwechsel von Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und
Gesellschaften mit beschrankter Haftung wird ein rechtssicheres europaweit kompatibles Verfahren eingefuhrt, bei dem die beteiligten
Handelsregister digital miteinander kommunizieren.

» FuUr grenzuberschreitende und fur innerstaatliche Umwandlungen werden die Rechte der Minderheitsgesellschafter vereinheitlicht, die
Ungleichbehandlung von Minderheitsgesellschaftern Ubertragender und ubernehmender Gesellschaften bei der Verschmelzung wird beendet. Das
Spruchverfahren steht kunftig beiden Gruppen von Minderheitsgesellschaftern zur Verfagung.

» Aktiengesellschaften erhalten die Moglichkeit, erforderliche Anpassungen der Wertverhaltnisse Ubertragender und ibernehmender Gesellschaften
durch zusatzliche Aktien auszugleichen. Das schont die Liquiditat und erleichtert Investitionen im Zuge von Umstrukturierungen. Der Schutz der
Gesellschaftsglaubiger im Umwandlungsverfahren wird gestarkt und ihr Rechtsschutz effizient ausgestaltet.

* Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhalten bei grenziberschreitenden Umwandlungen ihrer Arbeitgeber eigene Rechte auf friihzeitige
und umfassende Information tUber das Umwandlungsvorhaben, um ihre Rechte effektiv wahrnehmen zu kdnnen.




Umwandlungsrecht - Systematische Verortungim UmwG /

Erstes Buch Maoglichkeiten von Umwandlungen §1
Zweites Buch Verschmelzung §§ 2 bis 122
Erster Teil Allgemeine Vorschriften §§ 2 bis 38
Erster Abschnitt Moglichkeit der Verschmelzung §§2und 3
Zweiter Abschnitt Verschmelzung durch Aufnahme §§ 4 bis 35a
()
Zweiter Teil Besondere Vorschriften §§ 39 bis 122
()
Dritter AbschnittVerschmelzung unter Beteiligung von Aktiengesellschaften §§ 60 bis 76
Erster Unterabschnitt Verschmelzung durch Aufnahme § 60 bis 72b
()
()
Sechstes Buch NEU -- Grenziiberschreitende Umwandlung §§ 305 bis 345
Erster Teil Grenziiberschreitende Verschmelzung §§ 305 bis 319
Zweiter Teil Grenziiberschreitende Spaltung §§ 320 bis 332
Dritter Teil Grenziiberschreitender Formwechsel §§ 333 bis 345
Siebtes Buch Strafvorschriften und Zwangsgelder §§ 346 bis 350
Achtes Buch Ubergangs- und Schlussvorschriften §§ 351 bis 355

KPMG .



Umwandiungsrecht - Vergleich UmwandiungsRL und Regk

UmwantiungsRL

 Anwendungsbereich

Beschrankung auf EU-Kapitalgesellschaften i.S.d. Anhangs Il (in
D: AG/GmbH/UG/KGaA)

Gilt auch fur grenzuberschreitende Spaltungen zur Neugriandung
und Formwechsel

Insb. Konzernverschmelzung ohne Kapitalerhohung bei
sidestream merger

Ausgliederung als Spaltung zur Neugriindung erfasst; nicht
Spaltung zur Aufnahme

Keine Zahlungsunfahigkeit, drohende Zahlungsunfahigkeit oder
Uberschuldung bei Ubertragender Gesellschaft

§§ 305 Abs. 2, 320 Abs. 2, 333 Abs. 2 UmwG-E

Zusatz 1: Grenzuberschreitende Hereinverschmelzung auf eine
Personenhandelsgesellschaft mit max. 500 AN
(§ 306 Abs. 1 Nr. 2 UmwG-E)!

Zusatz 2: Auch grenzuberschreitende Spaltungen zur Aufnahme!
§ 315 Abs. 3 Nr. 5 UmwG-E (personliche Versicherung)




Umwandiungsrecht - Vergleich UmwandiungsRL und Regk

UmwantiungsRL

 Verfahren fiir grenziiberschreitende Spaltungen und + §§307,322, 335 UmwG-E v
Formwechsel

- Umwandlungsplan mit Barabfindungsangebot an Gesellschafter,
angebotene Glaubigersicherheiten und Zeitplan

- Spaltungsplan mit zu Ubertragenden Aktiva und Passiva, Angabe
zur Zuteilung der Aktien und sonst. Anteile und
Aufteilungsmalstab

- Formwechselplan mit wesentlichen gesellschaftsrechtlichen
Informationen der formwechselnden Gesellschaft und der
Zielgesellschaft und Forderungs-/Beihilfenerhalt in letzten 5

Jahren
- Umwandlungsbericht aufgeteilt in allgemeinen, Gesellschafter- * §§309Abs. 2, Abs. 4, 324 Abs. 1, 337 Abs. 1,8 Abs. 1 S. 2
und Arbeitnehmerabschnitt UmwG-E

 Besonderheit: Verzichtskonstellation 7




Umwandiungsrecht - Vergleich UmwandiungsRL und Regk

UmwandiungsRL

+ Verzicht bzgl. Umwandlungsbericht nur hinsichtlich + §§309Abs.6S.1,8Abs. 3S. 1u.2UmwG-E/ v
Gesellschafterabschnitt unter Wahrung eines Mindestinhaltes §§ 324 Abs. 2 S. 1,8Abs. 3S. 1u. 2UmwG-E/

» Madglichkeit des Verzichtes bei Einpersonengesellschaften sowie bei §§ 337 Abs. 3 8.1, 192 Abs. 2 UmwG-E v
Konzernverschmelzungen ohne + §§ 309 Abs. 6, 307 Abs. 3 Nr. 2 UmwG-E
Anteilsgewahrung und sidestream merger - §§ 311, 325, 338 UmwG-E (inkl. Verzicht) v

 Sachverstandigenprifung und -bericht - §310 Abs. 3 UmMwG-E

+ Weiterleitung der Stellungnahme der Arbeitnehmer an Anteilsinhaber . §§315-318, 329, 331, 342-345 UmwG-E v

+ Zweistufige RechtmaRigkeitskontrolle: Prifung durch . §§316Abs. 1S.2u.4,329S. 1u.3
Kontrollstelle des Ausgangsstaates zum Erhalt einer 343 Abs. 1 S > u 4 -Uni]WG-E T v
Vorabbescheinigung sowie Prifung durch Kontrollstelle im Zielstaat D

+ Vorabbescheinigung unmittelbar zwischen Kontrollstellen tiber * 88 316Abs. 35.1,2,329 5.1, 343 Abs. 3 8. 1, 2 UmwG-E v
System der Registerverkniipfung ibermittelt - Keine Definition des Missbrauchstatbestands

Aber: Vorli Anhalt i
+ Zwingende Missbrauchskontrolle beider Kontrollstellen (Aber: Vorliegen von Anhaltspunkten erforderlich)




Umwandiungsrecht - Vergleich UmwandiungsRL und Regk

UmwandiungsRL
+ Zustimmung der Gesellschafterversammlung + §§ 312 Abs. 1, 326 Abs. 1, 339 Abs. 1 UmwG-E v
+ Option einer Abfindung in Anteilen statt bare Abfindung + §72a UmwG-E

* (P) Ersetzungsbefugnis?
- eA: (-), da zu Lasten der Anteilseigner ,Waffenungleichheit"

- aA: Losung uber Optionsrecht erst am Ende eines
Spruchstellenverfahrens




Umwandiungsrecht - Vergleich UmwandiungsRL und Regk

UmwantiungsRL

* Anteilsinhaberschutz

- Austrittsrecht gegen Barabfindung inklusive elektronischer * §340Abs. 1S. 1 UmwG-E, § 313 Abs. 1 S. 1 UmwG-E, 7
,Verauferungserklarung” §§ 327 S.1,313Abs. 1 S. 1 UmwG-E

Zusatz: Annahme des Barabfindungsgebotes im Falle der GmbH
bedarf nach § 15 Abs. 4 GmbHG der notariellen Beurkundung

- LAufspaltungslosung® = Anteilsinhaber mussen innerhalb eines
Monats nach Umwandlungs-beschluss mitteilen, ob das
Abfindungsangebot angenommen wird (,VerauRerungserklarung®);
Annahme selbst binnen 2 Monaten notariell zu beurkunden (keine
Anwendung der Online-Beurkundung) v

+ §§ 14 Abs. 2, 15, 125 Abs. 1 S. 1, 305 Abs. 2, 320 Abs. 2 UmwG-E;

o . insb. keine Differenzierung mehr zwischen Gesellschaftern des
- Anspruch auf Verbesserung des Umtauschverhaltnisses bei libertragenden und Gbernehmenden Rechtstragers

grenzuberschreitenden Verschmelzungen und Spaltungen
* §14 Abs. 2 UmwG-E

- Ausschluss der Anfechtung wegen Bewertungsmangein




Umwandiungsrecht - Vergleich UmwandiungsRL und Regk

UmwantiungsRL

* Glaubigerschutz

Ex ante geltend zu machender Anspruch der Glaubiger einer
ubertragenden Gesellschaft auf Sicherheitsleistung

Ex post geltend zu machender Anspruch der Glaubiger einer
ubernehmenden Gesellschaft auf Sicherheitsleistung

Temporarer internationaler Gerichtsstand im
Wegzugsmitgliedstaat im Falle eines grenzuberschreitenden
Formwechsels

§§ 314, 328, 341 UmwG-E W

§§ 305 Abs. 2, 22 UmwG-E bzw. §§ 320 Abs. 2,
125Abs. 1 S. 1,22 UmwG-E

§ 341 Abs. 2 UmwG-E v

Zusatz: Entscheidung Uber Antrage auf Sicherheitsleistung durch
zustandiges Gericht (ggf. im Ausland). nach allgemeinen
Vorschriften, keine Registersperre

Zusatz: Gesamtschuldnerische Ausfallhaftung der tUbrigen
begunstigten Gesellschaften bzw. der sich spaltenden Gesellschaft
(§§ 320 Abs. 2, 133 Abs. 2 S. 1 UmwG-E) begrenzt auf das
zugeteilte Nettoaktivvermogen (§ 133 Abs. 3 S. 2 UmwG-E)




Weiterhinbestenende Problemfelder

—

* Grenziiberschreitende UmwandlungsmaRBnahmen unter Beteiligung von Personengesellschaften
- Nur rechtsunsichere Mdglichkeit der Umwandlung nach EuGH-Rechtsprechung zur Niederlassungsfreiheit
- Wohl aufgrund richtlinientberschie}ender Umsetzung im RegE keine Anwendbarkeit auf Personengesellschaften

=> Risiko der unwirksamen dinglichen Vermogensubertragung mangels gesetzlicher Grundlagen

* Grenziiberschreitenden UmwandlungsmaBnahmen unter Beteiligung von Gesellschaften aus Drittstaaten

=> Nutzung von Alternativkonstellationen

* Notarielles Onlineverfahren im Umwandlungsrecht

=>» Derzeit noch keine Anwendung des Onlineverfahrens im Umwandlungsrecht vorgesehen




010)
Transparenzregister




[ransparenzregister

Weiterhin Handlungsbedart fur viele Unternehmen

« §20Abs. 2 Satz 1 GwG a.F. enthielt bislang die sog. Mitteilungsfiktion. Hiernach galt die Pflicht zur Mitteilung an das Transparenzregister nach
§ 20 Abs. 1 Satz 1 GwG als erflllt, wenn sich die in § 19 Abs. 1 GwG aufgefUhrten Angaben zum wirtschaftlich Berechtigten bereits aus dem
Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts-, Vereins- oder Unternehmensregister ergaben.

* Durch das sog. Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz (TraFinG) wurde diese Mitteilungsfiktion ersatzlos gestrichen.

+ Ziel: Umbau des Transparenzregisters von einem Auffangregister zu einem Vollregister, um die EU-rechtlich erforderliche europaweite
Vernetzung der Register zu ermdglichen.

* Folge: Zusatzlicher administrativer Aufwand und Handlungsbedarf fur ca. 1,9 Mio. Unternehmen in Deutschland.

* Viele Unternehmen haben die erforderlichen Meldungen noch nicht vorgenommen.




[ransparenzregister

Weiterhin Handlungsbedarf fir viele Unternehmen

Wegfall der bisherigen
Mitteilungsfiktion

(§ 20 Abs. 2 GwG a.F.) fur
bislang nicht
mitteilungspflichtige
Rechtseinheiten

AG, SE, KGaA
Ubergangsfrist bis
31. Marz 2022

Wegfall der
Mitteilungsfiktion durch
das TraFinG

GmbH, Genossenschaft, Europaische
Genossenschaft (SCE) oder Partnerschaft
Ubergangsfrist bis

30. Juni 2022

Alle sonstigen bislang
nicht zur Mitteilung
verpflichteten Rechtstrager
(v.a. Personen-
gesellschaften)
Ubergangsfrist bis

31. Dezember 2022
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02a)

(Mogliche) Anderungenim
Mithestimmungsrecht




Mithestimmung imKonzern - Ausgangspunkt

Allgemeine
Regeinder
Mithestimmung

A R ‘

| Konsequenzen der
% Mitbestimmung

+ Kapitalgesellschaft (insb. AG, GmbH) mit mehr als 500 eigenen oder aufgrund
Beherrschungsvertrag von Tochtergesellschaften zugerechneten inlandischen
Arbeitnehmer:innen (nach ,Koépfen®) unterliegt der Mitbestimmung nach dem
Drittelbeteiligungsgesetz (,DrittelbG*)

- Der Aufsichtsrat ist zu einem Drittel mit Arbeithehmervertreter:innen zu besetzen

» Kapitalgesellschaft (insb. AG, GmbH) mit konzernweit mehr als 2.000 inlandischen
Arbeitnehmer:innen (nach ,Koépfen®) sog. paritatische Mitbestimmung:

- Der Aufsichtsrat ist nach dem Mitbestimmungsgesetz (,MitbestG*) zur Halfe mit
Arbeitnehmervertreter:innen zu besetzen; zwingend Gewerkschaftsvertreter

 Umfassende Informations- und Kontrollrechte
* In der Praxis nicht selten Vertraulichkeitsverletzungen

+ Bei paritatischer Mitbestimmung zusatzlich: Wahl der Geschaftsfuhrung und Bestimmung der
Vergutung zwingend durch Aufsichtsrat, Bestellung eines Arbeitsdirektors

+ Langwierige Abstimmungsverfahren bei Uneinigkeit (z.B. Anrufung Vermittlungsausschuss)




Derzeit - restriktive Zurechnung von MitarbelternimKonzern

KeineZurechnung nacn demDrittelnG 7\ _ Zurechnung hach dem MitDBStG

Aufsi at Aufsichtsrat

Konzern GmbH

[450 AN und faktische
Beherrschung]

Konzern GmbH

[450 AN und faktische
Beherrschung]

Tochter Tochter Tochter Tochter
GmbH GmbH GmbH GmbH

1450 AN] [ 450 AN] W [450 AN] B [450 AN]

Tochter GmbH Tochter GmbH
[450 AN] [450 AN]

» Es erfolgt keine Zurechnung der in Summe 900 Mitarbeitenden der » Die Mitarbeitenden der Tochtergesellschaften werden der
Tochtergesellschaften auf die Konzernmutter, da kein Konzernmutter zugerechnet (es genugt eine faktische
Beherrschungsvertrag besteht Beherrschung)

* Die Konzernmutter selbst hat nur 450 Mitarbeitende * Die Konzernmutter hat damit insgesamt 2.250 Mitarbeitende und

+ Es ist kein Aufsichtsrat zu bilden. muss einen Aufsichtsrat bilden.

KPMG! | 44



Derzeit - keine Geltung des DrittelbG fur Kapital- & Go. KG

KeineZurechnung nacn demDrittelnG 7\ _ Zurechnung hach dem MilDBStG

AUFsi at Komplementar- Komplementar-
KapGes KapGes

[0 AN] [0 AN]

Aufsichtsrat

Tochter Tochter Tochter Tochter

Tochter GmbH Tochter GmbH GmbH GmbH GmbH GmbH

[450 AN] [450 AN]

1450 AN] [ 450 AN] W [450 AN] B [450 AN]

* Insbesondere Kapital- & Co. KG als Rechtsform nicht erfasst + Kapital- & Co. KG als Rechtsform in § 4 MitbestG erfasst
* Keine Zurechnung der 1.400 Mitarbeitenden zur Komplementar- » Zurechnung der 2.300 Mitarbeitenden zur Komplementar-KapGes
KapGes

* Die Komplementar-KapGes muss mit 0 Mitarbeitenden einen
* Die Komplementar-KapGes muss mit 0 Mitarbeitenden keinen Aufsichtsrat bilden.
Aufsichtsrat bilden.

mspn 45



Herausforderung - verscharfte Mitbestimmung

.Mitbestimmung

Verscharfung DrittelnG

5 )

W

¥
A

Auszug aus Koalitionsvertrag 2021 — 2025 zwischen SPD, Grinen und FDP:

[...] Deutschland nimmt bei der Unternehmensmitbestimmung eine weltweit bedeutende Stellung ein. Die bestehenden nationalen Regelungen werden wir bewahren.
Missbrauchliche Umgehung geltenden Mitbestimmungsrechts wollen wir verhindern. Die Bundesregierung wird sich dafiir einsetzen, dass die Unternehmensmitbestimmung
weiterentwickelt wird, so dass es nicht mehr zur vollstandigen Mitbestimmungsvermeidung beim Zuwachs von SE-Gesellschaften kommen kann (Einfriereffekt). Wir

Konzernzurechnung aus dem MitbestG (wohl insbesondere §§ 4, 5 MitbestG) soll auf das
DrittelbG Ubertragen werden

Bei DrittelbG handelt es sich um Bundesgesetz; entsprechende Anderung richtet sich daher
nach deutschem Gesetzgebungsverfahren und erscheint relativ kurzfristig umsetzbar

Unklar ist u.a.: Zeitlicher Rahmen der geplanten Umsetzung; konkreter Regelungsinhalt
(insb. Reichweite der Ubertragung von Zurechnungsregelungen des MitbestG auf das DrittelbG);
Bedeutung des Erfordernisses der ,echten Beherrschung*

Vorhaben durfte in der Umsetzung schwieriger sein, da es sich bei der SE-VO um ein Gesetz
auf Ebene der Europaischen Union handelt

Ggf. Anderung alleine des SE-Beteiligungsgesetzes, insbesondere § 18 Abs. 3 SEBG (sofern
zulassig)

Umsetzung kurzfristig schwieriger; selbst bei Umsetzung voraussichtlich Bestandsschutz fiir
bestehende SE




Kunftig - Erweiterte Zurechnung zur Obergeselischart?

MoglicheKinrtige Zurechnung nach dem DrittelbG\

Aufsichtsrat

Konzern GmbH

[450 AN und faktische
Beherrschung]

Tochter GmbH Tochter GmbH
[450 AN] [450 AN]

+ Zurechnung der 900 Mitarbeitenden der Tochtergesellschaften auf
die Konzernmutter

* Die Konzernmutter muss mit insgesamt 1.350 Mitarbeitenden einen
Aufsichtsrat bilden, der zu einem Drittel mit
Arbeitnehmervertreter:innen zu besetzen ist.



Kunftig - Erstreckung DrittelbG auf Kapital- & Go. KG?

MoglicheKinrtige Zurechnung nach dem DrittelbG\

Komplementar-
KapGes
[0 AN]

Aufsichtsrat

Tochter GmbH Tochter GmbH
[450 AN]

[450 AN]

» Zurechnung der 1.400 Mitarbeitenden zur Komplementar-KapGes

* Die Komplementar-KapGes muss mit insgesamt 1.400 Mitarbeitenden
einen Aufsichtsrat bilden.
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Arbeitszeiterfassung:
Entscheidung ces BAGvom
13. September 2022-
AZ.1ABR22/21




Richterliche Fortbildung - BAG

Bestehendes Recht Derzeitiger Status Herausforderungen

Entscheidung des BAG
vom 13. September 2022 —
Az. 1 ABR 22/21

Zuvor:

Entscheidung des EuGH
im Mai 2019 (C-55/18,
Federacion de Servicios
de Comisiones Obreras ./.
Deutsche Bank SAE)

Keine detaillierten Regelungen
zur Ausgestaltung der
Aufzeichnung von Arbeitszeiten
bekannt gewesen. Keine Taten
des Gesetzgebers.

Bislang konnten Arbeitgeber
davon ausgehen, dass sie
lediglich dazu verpflichtet sind,
uber die tagliche
Regelarbeitszeit
hinausgehende Arbeitszeiten
aufzuzeichnen.

Seit dem Urteil des EuGH ist
jedoch klar, dass die
Arbeitgeber dazu verpflichtet
sind, ein objektives,
verlassliches und zugangliches
Zeiterfassungssystem
einzufuhren.

Das BAG erkennt das in
Paragraf 3 Abs. 2 Nr. 1
ArbSchG eine gesetzliche
Pflicht des Arbeitgebers, ein
System zur
Arbeitszeiterfassung
einzufuhren.

Noch keine Veroffentlichung
der Entscheidungsgrunde.

Der Bundesarbeitsminister will
das "praxisnah und flexibel"
regeln.

Umsetzung einer
Arbeitszeiterfassung fur (alle)
Beschaftigten. Weniger
deutlich ist derzeit die konkrete
Ausgestaltung dieser Systeme
und die mittelbaren
Handlungsfelder.

Verpflichtung zur Uberpriifung
der Arbeitszeiten flief3t
verstarkt in Compliance-
Systeme ein

Anspruche zur Vergutung von
Uberstunden kinftig leichter
von Beschaftigten
durchsetzbar, auch wenn keine
Beweislastumkehr im
Vergutungsprozess (BAG
Entscheidung im Mai 2022)
besteht
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Reformiertes Statusfest-
stellungsverfahren




Statusfestste||ungsverfa,nren

Reform des Statusfeststellungsverfahrens zum1.4.2022

Grundlage:
§ 7a SGB IV n.F.

Im Verfahren nach § 7a SGB
IV n. F. wird kunftig isoliert der
~Erwerbsstatus” festgestellt.

Bereits vor Aufnahme der
Tatigkeit ist Uber den
Erwerbsstatus (§ 7a Abs. 4a
SGB VI n. F; sog.
Prognoseentscheidung) zu
entscheiden.

Klarung des
Dreiecksverhaltnisses in einem
einheitlichen Verfahren
ermoglicht (§ 7a Abs. 2 Satz 2
SGB IV n. F).

Neues ,Instrument®:

Gruppenfeststellung (§ 7a Abs.
4b Satz 1 SGB IV n. F.)

Unternehmen und
Erwerbstatige konnen kunftig
schneller, einfacher und mit
umfangreicherer
Rechtssicherheit den Status
einer Tatigkeit bei der DRV
Bund klaren lassen

Erstmalige Moglichkeit einer
Prognoseentscheidung

Kunftige Beurteilung mehrerer
gleichartiger
Auftragsverhaltnisse eines
Erwerbstatigen zu demselben
Auftraggeber (wiederkehrende
Zusammenarbeit; § 7a Abs. 4b
Satz 5 SGB IV n. F.).

Herausforderungen

Einzelfallentscheidungen,
denen keine feststehenden
Kriterien oder gar ein
gesetzlicher Kriterienkatalog,
d.h. Keine neue
materiellrechtliche Abgrenzung
von Beschaftigung und
Selbstandigkeit.



02)

Weitere Themen aus dem
Arbeltsrecht




Weitere Themen fur Arbeitgeber

Inflationsausgleichs-
pramie

Sy

NP

Minijob-Grenze

Die Inflationsausgleichspramie ist Teil des dritten Entlastungspakets vom 3. September 2022

Bis zu 3.000 Euro — auch in mehreren Teilbetragen — konnen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber
ihren Beschaftigten steuer- und sozialversicherungsfrei als Sonderpramie auszahlen.

Die Sonderpramie muss zusatzlich zum regularen, ohnehin geschuldeten Arbeitsentgelt geleistet
werden und der Auszahlungszeitraum ist befristet vom 1. Oktober 2022 bis zum 31. Dezember
2024.

Minijob Reform beschlossen: Anderungen gelten ab 1. Oktober 2022
Mindestlohn erhdht auf 12 Euro.

Verdienstgrenze flr Minijobber auf 520 Euro erhdht.
Verdienstgrenze fiir Midijobber angehoben (Ubergangsbereich):

Dynamische Anhebung der Verdienstgrenze: Klnftig orientiert sich die Geringflugigkeitsgrenze
an einer Wochenarbeitszeit von zehn Stunden zu Mindestlohnbedingungen und ist dynamisch
ausgestaltet
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ESG/GSRD



Eine neue regulatorische WB"B

Aktuelle EU Richtlinie
2014/95/EU

* Die Unternehmen sollen tber fiinf Themen berichten (Umweltschutz,
soziale Verantwortung und Behandlung von Mitarbeitern, Achtung der
Menschenrechte, Korruptions- und Bestechungsbekampfung und
Vielfalt in den Unternehmensvorstanden)

» Berichterstattung als Teil des Jahresberichts

» (Freiwillig) Prifung mit begrenzte/hinreichender Sicherheit

KPMG

Corporate Sustainability Rgporting Direttive
Bis zu 200 nichtfinanzielle KPIs und zusatzliche qualitative Angaben
auf der Grundlage neuer verbindlicher Standards fur die
Nachhaltigkeitsberichterstattung
Berichterstattung im Einklang mit der Sustainable Finance
Disclosure Regulation (SFDR) und der EU-Taxonomieverordnung
Berichterstattung als Teil des Lageberichts
Verpflichtende Priifung mit begrenzter Sicherheit, mit der Absicht,
zu einer hinreichenden Sicherheit Gberzugehen.

| 62



KPMG

freiwillig

Die’Zeitschiene-der ESG-RQQUI&tOI‘ik

NFRD

TCFD

EU-TAXONOMIE
(UMWELT)

EU-TAXONOMIE
(SOZIALES)

CSRD
allgemein

ESRS-Erarbeitung
durch EFRAG

EU Supply Chain
Due Diligence Act

Lieferketten-
Gesetz (D)

angekundigt

( b g -

> I | E E EH EH EH E N E E Abldsung durch CSRD

Vorlage fir die Architektur der CSRD-Umweltstandards

< e Alignment-Reporting fir Klimaziele
Erleichterungs- S
vorschriften zu Klima

P)EEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEENESN

Ausweitung des Taxonomie-Reportings uber alle 6 Umweltziele

900000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000
Final Report von Februar 2022 ohne Terminierung flr Sozialtaxonomie

Voraussichtliche Erstanwendung fiir das Geschaftsjahr 2024 :

4l EEEE E EEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEE I D

Der heutige

Entwicklung von European Sustainability Reporting Standards (ESRS). Mandatierung der EFRAG durch das CSRD Fokus
4E I E E R EEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEEE DN N D

900000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000000
Angekiindigt seit Marz 2022

Unternehmen > 3,000 Arbeitnehmer Unternehmen > 1,000 Arbeitnehmer

OE E E BN EEEEEEEE NN N N N N =

beschlossen verpflichtend




Anwenderkreis und Zeitschiene der GSRD

Anwenderkreis

* GroRe Unternehmen, die 2 von 3 Kriterien erfullen:
- Bilanzsumme > 20 Mio. EUR
- Nettoumsatzerlos* > 40 Mio. EUR
- Mitarbeiter > 250

+ Kapitalmarktorientierte KMU (die unterhalb der oben genannten
Schwellwerte liegen) innerhalb EU

* Nicht-EU-Unternehmen mit Niederlassung u./o. Tochtergesellschaft
mit Jahresumsatz > 150 Mio. EUR innerhalb EU

GroRe, kapitalmarkt-orientierte Unternehmen ab 2025 (fur GJ 24)

Ubrige groBe Unternehmen ab 2026 (fiir GJ 25)

Kleine, nicht-komplexe Finanzinstitute (nach SNCI) &
kapitalmarktorientierte KMU ab 2027 (GJ 26); fur KMUs Wahlrecht
ob auch erst ab 2028

Nicht-EU-Unternehmen mit EU-Niederlassung u./o. EU-
Tochtergesellschaft ab 2029 (fur GJ 28)




Anforderungenandie ESG}Berichterstattung (Auszugj

— Environment Social Governance ——
Pay Gap Schulungen zur Korruptions-
Trainingsstunden und Bestechungsbekampfung
Gefahrenstoffe
Faire Vergiitung
CO2Emissionen Wettbewerbswidriges
Verhalten

Arbeitsniederlegungen

Energieverbrauch -
MWh, fossile Brennstoffe politisches

Engagement und
Menschenrechtsthemen Lobhying-Aktivitdten

Verschmutzungen von

Luft, Wasser und Boden Mitarbeitervergunstigungen

Zahlungsgewohnheiten

Wasserverbrauch
Diskriminierungsvorfalle




Beispielhafte fimeline der

f

Analyse

Design

Projektphasen

Implementierung

Bericht

P

Themen
Ambitionsniveau/Strategie
Wesentlichkeitsanalyse CSRD

Gap Assessment CSRD

Q1/2023 Q2/2023 Q3/2023 Q4/2023 Q1/2024 Q2/2024 H1/2024 H2/2024

2025

CSRDImplementierung fiirnonpiEs

Q1/2026

Aufbau KPI Katalog

Analyse Quellsystem/-daten
Aufbau- & Ablauforganisation
Definition Verantwortlichkeiten
Strategie Review & Steuerungs KPIs

Mock-Up Reporting

Aufbau Reporting-Tool
Anpassung Daten & ERP-Systeme
Einrichtung Kontrollen

Assurance Readiness

Erstanwendung CSRD

Aufstellung Bericht



ESGReporting-Interne & Externe Sicht

Herausforderungen Externe Sicht: Reporting on Sustainability

Regulatorik
&m ° CSRD

? + EU Taxonomy
» Lieferkette
Assess- Transforma- Implementa- Reporting Disclosure

Erwartungen ment/Gap tion: Proces- tion: Data/IT
Analysis ses/Gover-

* |nvestoren
n + Kunden TN

* Mitarbeiter

Journey: From Regulation to Assurance >

Unsicherheiten Interne Sicht: Steering & Controlling Sustainability

+ Rechtslage
? * Reporting Journey: From Strategy to Impact
) Standards
» Software
Standards Assess- Transforma- Implementa- Reporting Planning/ Insight-to-
S S ment/Gap tion: Proces- tion: Data/IT Forecasting/ Action
Analysis ses/Gover- Measure-
* ESG Ambition nance ment
@ » Steering Concept : o
o PEriTET e Einheitliche Systeme, Daten

Controlling Architektur, Reporting Frameworks
und Governance

EHEE | 67




Holistisches Business und Technologie Zielbild

Financial/Standard

Reporting

Data Warehouse
Financial KPIs

Non-Financial Reporting

and Advanced/Predictive Analytics

Planning, Reporting, Analytics/Data-driven Services

P/L

-
—]
—

-
—]
—

Data Lakehouse
Integrated Reporting

Data Lake/Data Warehouse

Non-Financial KPIs and Machine Learning Platform

Data Integration/Data Lake

Persistence and Harmonization

Others

CEER

External

D

Application

* Planning & Reporting
* Self-Service

» Data-driven Services

Semantics

* Integration of Data Streams

» Calculation of overarching
KPls

Logic

» KPI Calculation

* Machine Learning

» Data Science/Exploration

Integration

« Data Extraction

¢ Harmonization and Data
Quality

Data Sources

 Raw Data

* Proprietary Data Formats
* Unstructured Data
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Latente Steuern -
Anderungen durch DRAS 11
(DRS 18)



DRS 18 (idF DRAS 11) - Uberblick

Anderung des DRS 18 durch DRAS 11

» Wegfall von Anhangangaben

+ Weitere Anderungen

HGB-Konzernabschliisse

Geschaftsjahre, die nach dem 31.12.2021 beginnen.




DRS 18 - Wegtalivon Anhanganganen durchDRAS 11

Wegfall bisher verpflichtender Anhangangaben durch DRAS 11

* Die Pflicht zur Erstellung einer Steueruberleitungs-
rechnung zwischen dem unter Anwendung des
geltenden Steuersatzes erwarteten und dem
ausgewiesenen Steueraufwand entfallt (DRS 18.67 aF).

* Quantitative Angaben zu nicht angesetzten aktiven
latenten Steuern auf temporare Differenzen, ungenutzten
Verlustvortragen und ungenutzten Steuergutschriften
sowie ggf. der Zeitpunkt des Verfalls derselbigen, entfallen
(DRS 18.66 aF).

Da diese Vorschriften ,uber das Gesetz hinausgingen®, mussten
die Vorschriften auch bisher nicht zwingend beachtet werden,;
die Nichtanwendung fuhrte jedoch bisher zur Berichterstattung
im Konzern-Priufungsbericht nach IDW PS 450 n.F. Tz.134
(siehe Briefing 2008/043).

Wegfall der Berichterstattungspflicht ab Erstanwendung
des DRAS 11 (d.h. fiir GJ, die nach dem 31.12.2021
beginnen)
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Auswirkungen der
Energiekrise auf die
Jahresabschluss-
prifungen 2022




Dieteutsche Energiewenqe

Zeitgleicher Ausstied aus Kohle- und Kernkraft

Bruttostromerzeugung in Deutschland nach Energietrager
in den Jahren 2000 bis 2021 (in Terawattstunden)

m Braunkohle m Kernenergie mSteinkohle mErdgas ®Minaraldlprodukte = Erneuerbare Energien m Ubrige
700

600 [ [

500

400

300 -

200 A

Stromerzeugung in TWh

100

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021
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Energieknappheit

Gashezug vor der Ukrainekrise

B Niederlande 12,7% = Ubriges Europa 1,6%

B Russland 55,1%

® Norwegen 30,6%



Strom- und Gasnreisentwi_cklung

Borsenstrompreis am EPEX-Spotmarkt fir Deutschland
(in Euro pro Megawattstunde)

Preis in Euro pro Megawattstunde
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Hinwelsgeher-
schutzgesetz (E)

-




Anwendungsbereich

Wer ist verpflichtet?
» Alle Beschaftigungsgeber ab

50 Beschaftigten muss
mindestens eine Stelle fur
interne Meldungen eingerichtet
werden (§12 Abs.1,2)
Wertpapierdienstleister, Daten-
bereitstellungsdienste, Borsen-
trager Institute des Kreditwe-
sens, Gegenparteien, Kapital-
verwaltungsgesellschaften,
Versicherungs-unternehmen
(§12 Abs. 3) unabhangig von
der Anzahl der Beschaftigten
Offentliche Unternehmen und
Gemeinden ab 10.000
Einwohner bereits jetzt nach
EU Hinweisgeberichtlinie

Personlicher

Anwendungsbereich

» Schutz von naturlichen
Personen, die im
Zusammenhang mit ihrer
beruflichen Tatigkeit oder im
Vorfeld dieser Tatigkeit
Informationen Gber
VerstoRe erlangt haben und
diese melden oder
offenlegen

» Schutz vor Repressalien im
Kontext mit der Meldung

» Schutz der Person die
Gegenstand der Meldung
ist

Sachlicher
Anwendungsbereich
 strafbewahrte und
bullgeldbewahrte Verstolie,
* Verstdlle im Zusammen-
hang mit Geldwasche und
Terrorismusfinanzierung,
Produktsicherheit,
Umweltschutz,
Lebensmittelsicherheit,
Abschlussprifung u.v.a.m.

Sanktionen

* Behinderung einer
Meldung/Ergreifen einer
Repressalie > GeldbuRe
bis zu 100.000 €

* Nichteinrichten/Nichtbe-
treiben einer Meldestelle
oder Offenlegung
wissentlich unrichtiger
Informationen > GeldbuRe
von bis zu 20.000 €

* Nichteinhaltung der
Vertraulichkeit (10.000
EUR)

Das deutsche Hinweisgeberschutzgesetz auf Basis der EU-Whistleblowing-Richtlinie wird voraussichtlich Anfang 2023 in Kraft treten



Meldestellen

Interne Meldestellen Externe Meldestellen

Offenlegung

* Mehrere private Beschaftigungsgeber * Der Bund richtet beim BMJ eine externe » Hinweisgeber sind auch bei einer
mit i.d.R. 50-249 Beschaftigten kbnnen Meldestelle ein. Weitere externe Offenlegung geschutzt, wenn
gemeinsame interne Meldestellen Meldestellen (Bafin, Bundeskartellamt, « hinreichender Grund zu der Annahme
einrichten Lander) werden eingerichtet. besteht, dass der VerstoR wegen eines
* Meldungen mussen mundlich oder in » Wahlrecht der Nutzung einer internen Notfalls, der Gefahr irreversibler
Textform moglich sein (nicht oder externen, also auf Bundes- oder Schaden oder vergleichbarer Umstande
verpflichtend anonym) Landerebene errichteten Meldestelle eine unmittelbare oder offenkundige
- Eingangsbestatigung innerhalb von 7 « Nach Einreichung der Meldung muss Gefahrdung des offentlichen Interesses
Tagen und Riickmeldung zum Hinweis innerhalb einer Frist reagiert werden, darstellen kann,
innerhalb von 3 Monaten an den ansonsten darf sich der Hinweisgeber « im Fall einer externen Meldung
Hinweisgeber an die Offentlichkeit wenden Repressalien zu befurchten sind oder
« Uberpriifung binnen 7 Tagen auf den Beweismittel unterdriickt oder vernichtet
sachlichen Anwendungsbereich und die werden konnten,
Stichhaltigkeit » Absprachen zwischen der zustandigen
« Einleitung von FolgemaRnahmen externen Meldestelle und dem Urheber
des VerstolRes bestehen kdnnten und
 aufgrund sonstiger besonderer
Umstande die Aussichten gering sind,
dass die externe Meldestelle wirksame
Folgemallnahmen einleiten wird
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Mogliche Risikenund Prutungen

AnforderungenundRisikoanalyse

Transaktionen und Giiter Lander und Regionen

Uberpriifung der Lander in denen einzelne
Unternehmen der Gruppe ihren Sitz haben
+ Uberpriifung der Belieferungslander

auf mégliche Sanktionen

» Transaktionsbezogene Prufungen .

+ Uberprifung der einzelnen Giiter auf
Produktart, Beschaffenheit und
Verwendung

* Abgleich mit der internationalen
Zolltarifnummer

Risikoszenarien
anhand des
Geschiaftsmodels

Geschaftspartner Vertrieb und Einkauf

 ldentifizierung & Screening neuer * Prifung der Subunternehmen
Geschaftspartner * Prifung der Kunden- & Lieferantenstruktur

+ Uberpriifung von Geschéftsbeteiligten an » gesetzeskonforme Einkaufs- &

einer Transaktion
* Abgleich mit den EU-, UN-, und OFAC-
Embargo-Listen

Vertriebswege

KPMG

EU-Sanktionen und Embargos

Sanktionen gegen Personen und Unternehmen, die
des Terrorismus verdachtigt werden (z. B.
Russland (EG) Nr. 833/2014). Dariber hinaus
allgemeine und landerspezifische Embargo-
Vorschriften.

Office of Foreign Assets Control (OFAC)
Guidance

Das OFAC verwaltet die in den USA geltenden
Sanktionen und setzt diese weltweit durch.. Das
US-Sanktionsrecht gilt fur ,U.S. Persons®, kann
sich aber auch auf deutsche Unternehmen
erstrecken. Als Anknipfungspunkt genlgt es
bspw., dass ein nicht-US-amerikanisches
Unternehmen eine Transaktion in US-Dollar mit
einer sanktionierten Person durchfihrt.

Rechtsfolgen

Verstolie gegen bestehende Sanktionen kénnen zu
empfindlichen Folgen fiir Unternehmen gemak §
18, 19 AWG flhren..

Pravention

Um Geldbuf3en und Strafen zu vermeiden, ist die
Umsetzung eines Sanctions-Compliance-
Programmes unerlasslich. Z.B. ein Internes
Compliance Programm gemald BAFA-Merkblatt.
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* Tone at the top

« Schriftlich verfasst

¢ Wiederkehrende
Kommunikation

» Berucksichtigung von mogl. Genehmigung oder unter

(

) Sic':herstellung,-dass * Qualifiziertes Perso- * Vermeidung von Verstofien
keine Transaktion ohne nal mit juristischen & . Vorbeugung von

technischen Reputationsverlusten

Interessenskonflikten, Missachtung von i . ;

Berichtsstrukturen und Verboten erfolgt . gi?gﬁ?ﬁﬁﬂg von \F/;r]rﬁlrr]\\?:srtl:tri\gn\;%n

Vertretungsregelungen * Prozesshandbuch zur Schulungen (mind.

 Festlegung der Klarung von Fragen bzgl. jahrlich) und

Zustandigkeiten und Kunden- & Transaktions- Aufbewahrung der + Sicherung des Werkgelan-

Verzahnung mit anderen prufung, Kontrolle (nicht) Schulungsunterlagen des & Zugriffsre-gelungen

Organisationseinheiten gelisteter Glter, - Information der auf gelistete Guter
Genehmigungen relevanten Mitarbeiter * Zertifizierung nach AEO S

3

Aufbau-
organisa-

Risiko-
analyse

Abhangig von Grole,
Struktur, Geschéftstatigkeit,
Kundenportfolio, Art der
Giter

Klarung, welche Rechtsvor-
schriften einzuhalten sind

& techni-
sche Mittel

IT-Security

5 ]

R Ablauf- Personal, 9
?rgamsa— Physische ‘ ’
Personelle on gen, Sensi- 1Y & techni-

bilisierung sche Sich-

erheit

Kontroll-
Personelle Ausstattung Aufzeich- mechanis-

Nutzung eines elektro- nungen & men
g;sscig:annSWarenwrtschafts- Unterlagen +  Stichprobenpriifungen
Zugriff auf Gesetzestexte, * Dokumentation der * Uberpriifung der
Hilfsmittel, Arbeitsanwei- einzelnen Prifschritte Funktionsahigkeit
sungen u.A. - Archivierung der Unterlagen ~ * Meldung von VerstoRen

« Einrichtung eines
Hinweisgebersystems

Quelle: https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Aussenwirtschaft/afk_merkblatt_exportkontrolle_bafa.html
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Wesentliche Merkmale des Sanktionsturchsetzungsgese il

Zentralstelle

Einrichtung einer
Zentralstelle fur
Sanktionsdurchsetzung
auf Bundesebene zur
Durchsetzung des
Sanktionsrechts in
Deutschland(@

Vermogensermittiung

Schaffung eines
Verwaltungsverfahrens
zur Ermittlung von
Vermogen sanktionierter
Personen & rechtsfahiger
Personengesellschaften
sowie eines korrespon-
dierenden Register

Hinweisannahmestelle

Einrichtung einer
Hinweisannahmestelle

Sonderbeauftragter

Moglichkeit der
Bestellung eines
Sonderbeauftragten zur
Uberwachung der
Einhaltung von
Sanktionen in
Unternehmen

Mitteilungspflichten

Mitteilungspflicht von
Vereinigungen mit Sitz im
Ausland, die
Immobilieneigentum in
der Bundesrepublik
Deutschland halten (auch
Bestandsfalle statt bisher
nur bei Neuerwerb)

Immobiliengeschaft

Verknupfung von
Immobiliendaten mit dem
Transparenzregister

EinfUhrung eines
Barzahlungsverbotes bei
Immobilientransaktionen

Wirtschaftliche
Berechtigte

Schaffung von mehr
Transparenz bei der Figur
des fiktiven wirtschaftlich
Berechtigten nach § 3
Abs. 2 S. 5 GwG

Zuverlassigkeit

Anpassung der
Zuverlassigkeitsrege-
lungen in den Finanzauf-
sichtsgesetzen

UN-Listen-Nutzung
Erklarung von UN-

Listungen fur unmittelbar
anwendbar

Nutzung von
Ubersichten

Nutzbarmachung von
Eigentums- & Kontroll-
strukturtbersichten fur
Behorden

Anm.: (a) soweit nicht das Bundesamt fir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) oder die Deutsche Bundesbank (BBk) zustandig sind

KPMG
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Lieferketten-
sorgraltspilichten




Unternehmen sind dazu verpflichtet, im eigenen Geschaftsbereich und in ihren Lieferketten die in diesem Abschnitt festgelegten
menschenrechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflichten in angemessener Weise zu beachten. (§ 3 Abs. 1)

Sorgfaltspflichten
1.

Einrichtung eines
Risikomanagements

Festlegung einer betriebsinternen
Zustandigkeit

. Durchflihrung regelmaRiger

Risikoanalysen

. Verabschiedung einer

Grundsatzerklarung

Verankerung von
PraventionsmafBnahmen im
eigenen Geschaftsbereich und
gegenuber unmittelbaren
Zulieferern

Ergreifen von AbhilfemaRnahmen

. Einrichtung eines

Beschwerdeverfahrens

. Umsetzung von Sorgfaltspflichten

in Bezug auf Risiken bei
mittelbaren Zulieferern
Dokumentation und
Berichterstattung

Menschenrechtliche Risiken

1. Kinderarbeit (<15 Jahre)
Schlimmste Formen der Kinderarbeit
Zwangsarbeit

Sklaverei

Rechtsverstofte nach dem
anwendbarem nationalen Recht zum
Arbeitsschutz

Missachtung der Koalitionsfreiheit

7. Ungleichbehandlung in Beschaftigung
8. Vorenthalten eines angemessenen
Lohns

9. Herbeiflihrung einer schadlichen
Bodenveranderung, Gewasser-
verunreinigung, Luftverunreinigung,
schadlichen Larmemission oder eines
Ubermafigen Wasserverbrauchs

10.Widerrechtliche Zwangsrdumung oder
Landentzug

11.Missbrauchlicher Einsatz von privaten
oder offentlichen Sicherheitskraften

Al

o

Umweltbezogene Risiken

1.

Minamata-Ubereinkommen:
Verwendung von Quecksilber und
Quecksilberabfallen in der Produktion
POP-Konvention(@): Produktion,
Verwendung, Handhabung, Sammlung,
Lagerung und Entsorgung der dort
genannten Chemikalien

Baseler Ubereinkommen: bzgl des
Verbots der Ausfuhr und Einfuhr
gefahrlicher Abfalle

Dokumentation & Priifung

BAFA

Umfassende Prifung des Berichts zur
Erfullung der Sorgfaltspflichten nach
§10Abs. 2 & 3

Die Veroffentlichung erfolgt
spatestens vier Monate nach dem Ende
des Geschaftsjahres

Anwendungsbereich

1.

Unternehmen ungeachtet der
Rechtsform

Hauptverwaltung, Haupt-niederlassung,
Verwaltungssitz oder satzungsmafiger
Sitz in Deutschland

>3.000 Arbeitnehmer (ab 01.01.2023)
>1.000 Arbeitnehmer (ab 01.01.2024)

Sanktionen & Haftung

Méoglicher Ausschluss von der
Vergabe von o6ffentlichen Auftragen
(drei Jahre)

Geldstrafe:

* Bis zu 800.000€

* Bis zu 2% des Umsatzes (ab einem
weltweiten Jahresumsatz von mehr
als 400 Mio. Euro)

Anm.: (a) POP = langlebige organische Schadstoffe (engl. persistent organic pollutants)

KPMG




Lieferkettensorgfaltspflicntengesetz (LKSG)

Das LkSG ist anwendbar auf alle Unternehmen mit Sitz oder einer Niederlassung in Deutschland, die regelméaRig mehr als 3.000 (ab dem 01. Januar 2024: 1.000)
Arbeitnehmer beschéftigen. Zweck des Gesetzes ist die Verbesserung der weltweiten Menschenrechtslage, im Einklang mit den Leitlinien der Vereinten Nationen,
daneben die Abwendung umweltbezogener Risiken.

. . .. . .. . . . Das Lieferketten-
Unternehmen haben ein wirksames Risikomanagementsystem einzuflhren. Darin sind interne sorgfaltspflichten-

Zustandigkeiten, PraventionsmaRnahmen, Abhilfekonzepte und UberwachungsmalRnahmen zu verankern. gesetz wurde am
16. Juli 2021

beschlossen und
Mindestens jahrlich sowie daneben anlassbezogen ist eine Risikoanalyse durchzufiihren, um im eigenen Ge- trittz?)?sm-klarf\tuar
schaftsbereich und flr unmittelbare Zulieferer menschenrechtliche und umweltbezogene Risiken zu ermitteln. n et

Wird ein Risiko ermittelt, sind angemessene PraventionsmaRBnahmen zu ergreifen. Dazu gehoéren u.a. Beschaffungsstrategien,
Schulungsmalnahmen & Kontrollkonzepte. Unternehmen haben eine Grundsatzerklarung Uber ihre Menschenrechts-

Pflichtenkatalog strategie abzugeben. Hierin sind entsprechende Erwartungen, Verhaltensweisen und Analyseergebnisse festzuhalten.

Durch das LkSG sind Sollten Unternehmen Verletzungen einer menschenrechts- oder umweltbezogener Pflicht entdecken, sind AbhilfemaBnahmen
Unternehmen in der zu ergreifen um die Verletzung zu beenden.

gesamten Lieferkette
zu besonderer Sorgfalt Unternehmen haben einen Beschwerdemechanismus zu etablieren. Dieser ist mindestens jahrlich zu Gberprifen. Der

verpflichtet. Beschwerdeprozess ist 6ffentlich bekannt zu machen.

Auch mittelbaren Zulieferern muss Zugang zu den Beschwerdemechanismen gewahrt werden. Liegen substantielle Hinweise
auf Pflichtverletzungen bei mittelbaren Zulieferern vor, sind ebenso MaRnahmen zu ergreifen.

Die Erfullung der Sorgfaltspflichten ist fortlaufend zu dokumentieren. Zudem ist jahrlich ein umfassender Bericht tber die
Erflllung der Sorgfaltspflichten zu erstellen.

Verantwortlich fur die Kontrolle des Gesetzes ist das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA):
» BuRgelder von bis zu 2% des globalen Jahresumsatzes

» Ausschluss von der Vergabe o6ffentlicher Auftrage
» Prifung der jahrlichen Berichte, externe Kontrolle, zentrale Beschwerdestelle




EU-Lieferkettenrichtlinien-Entwurf

Ubergeordnetes Ziel
Wel‘ Ist Vernﬂlcntet? - Ermittlung von tatsachlichen oder etwaigen negativen Auswirkungen auf Menschenrechte und Umwelt, um dann
- geeignete Mallnahmen zu treffen, um diese zu verhindern, abzuschwachen und zu beheben

» Verantwortung fur direkte und indirekte Geschaftsbeziehungen
* EU-Unternehmen ab 500

Arbeitsnehmern mit einem
weltweitem Jahresumsatz von

mehr als 150 Mio. € E Wahrzunehmende Sorgfaltspflichten
» Integration von Sorgfaltspflichten in die Unternehmenspolitik und die Management Systeme
’ Unte_rnehmen s 250 » Beschwerdeverfahren mit Zugang fur alle Beteiligten entlang der gesamten Lieferkette
Arbe|tn_ehmern 8 IS «  Errichtung von Kontroll- und Uberwachungsmafnahmen
weltweitem Jahresumsatz von «  Offentliche Kommunikation/Berichterstattung im Jahresbericht tiber die Wahrnehmung ihrer Sorgfaltspflichten

mehr als 40 Mio. €, wenn das
Geschéaft mehr als 50% in den
Risikosektoren liegt

_ mimm CO2-Abkommen
*  Nicht-EU-Unternehmen, wenn B - \erpflichtung zu einem Ubergangsplan zu klimafreundlicheren Wirtschaften im Einklang mit dem Pariser

mehr als 150 Mio. € des Klimaabkommen fiir Unternehmen ab einem Jahresumsatz von 150 Mio. € (Transformationsplan)
Jahresumsatzes in der EU

generiert werden oder wenn

mindestens 50% des Geschaftes

in den Risikosektoren liegt und IIII
mindestens 40 Mio. €

Jahresumsatz in der EU generiert

werden

Sanktionen

* Umsatzbezogene finanzielle Sanktionen
» Zivilrechtliche Haftung ist vorgesehen

» Veroffentlichung der behoérdlichen Sanktionen (naming and shaming) Entwurf sind

» Verantwortung fur weitergehende Sanktionen liegt bei den jeweiligen Mitgliedstaaten Unternehmen in der

gesamten Lieferkette
zu besonderer Sorgfalt
verpflichtet!

Durch den EU-LKRL-




Voraussichtliche Timeling EU-Lieferkettenrichtlinienentw 1

9099 2025

Ab 2025 fur primar verpflichtete

Dezember

Alle Mitgliedstaaten stimmen

einem europaischen
2020 Lieferkettengesetz zu.

Februar Unternehmen bzw. fir sekundar
Der Entwurf fiir die EU-Lieferkettensorgfalts- verpflichtete Unternehmen ab 2027
pflichten-Richtlinie wird verdffentlicht. mussen Unternehmen mit den neuen

Vorschriften rechnen.

2020

Marz

EU-Abgeordnete nehmen einen
Gesetzesvorschlag Uber die

von Unternehmen an.

Rechenschafts- und Sorgfaltspflichten

2023

Die EU-LKRL-e konnte 2023 in Kraft treten.
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Uberbriickungshilfen

Phasen der Corona-Hiifen Einheitliche Frist fiir

Forderzeitraum Forderzeitraum Firderzeitraum Forderzeitraum

Wi, eusterie reemE e Schlussabrechnung 30.06.2023, aber 2
| U L L l Pakete
Uberbriickungshilfe Phase 3 Uberbriickungshilfe Phase 3+ Uberbrickungshilfe Phase 4
. | |
Uberbriickungshilfe Phase 2 ‘ "
Uberbriickungshifie Phase 1 4 Paket 1: Uberbrickungshilfen | bis Il sowie die November-
1 ll Ll l und Dezemberhilfe: Die Einreichung ist bereits mdglich
I Jun bis August I Sep "okt ' Nov | Dez | Jan bisJun " Julbis Dez " Janbisdumi I?aket 2: Uberbri]ckungshilfen Il Plus und
2020 2021 2022 Uberbriickungshilfe IV: Die Abrechnung erfolgt zu einem
spateren Zeitpunkt
Herausforderungen

» Tatsachliche Antragsgrundlagen + IST-Zahlen, NICHT bloR Schatzung

+ Zusammenfassung der Antrage, Aufbereitung, Aktualisierung, Nachweise und Priifung erforderlich > Ressourcenplanung

*  Wird Schlussabrechnung nicht bis zum 30.06.2023 eingereicht, missen Corona-Hilfen zuriickgezahlt werden
- VORSICHT: Ggf. abweichende Fristsetzung in Bewilligungsbescheiden beachten

» Verteilung ausgezahlter Corona-Hilfen im Verbund: Nur ein Antrag im Verbund fir alle Verbundunternehmen - Auszahlung nur an Antragstellendes Unternehmen
- VORSICHT: Aufteilungsschlissel? RISIKO: verdeckte Gewinnausschuttung/verdeckte Einlage

- BMF-Antwortschreiben an IDW vom 09.02.2022: Vorgabe eines konkreten Aufteilungsmalstabes nicht zielfiUhrend - Umsténde des Einzelfalls; soweit angewendeter
Aufteilungsmalstab nicht sachfremd ist, nicht von der FinVerw zu beanstanden; Stand-alone-Betrachtung erscheint als eine Moglichkeit, um sachgerechte Ergebnisse
zu erreichen
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Uberbriickungshilfen

Eintragung in das Transparenzregister erforderlich

Uberbriickungshilfen

Erklarung: Offenlegung Eigentiimerverhaltnisse durch
Eintragung ihrer (ggf. mittelbaren) wirtschaftlich Berechtigten

RlSlKO in Transparenzregister

Verletzung Verpflichtungserklarung >
Rickzahlung von Coronahilfen GWGIU bergangsregel u ng

Fir manche Phasen galt noch die Mitteilungsfiktion durch
Angaben aus anderen Registern; Ubergangsfristen sind nun

Handlungsempfehlung abgelaufen

Prufung Eintrag Transparenzregister
Eintragung bis Abgabe Schlussabrechnung



Abgabefristenfir Steuererklarungen

Weitergehende Verlangerung der Abgabefristen durch Viertes Corona-Steuerhilfegesetz

Beratene + 6 Monate + 5 Monate + 3 Monate + 2 Monate
Steuerpflichtige 31.08.2023 31.07.2024 31.05.2025 30.04.2026
Nicht beratene + 3 Monate + 2 Monate + 1 Monat .
Steuerpflichtige 31.10.2022 30.09.2023 31.08.2024

Entsprechende Verlangerung

 Fristen fur die Festsetzung von Verspatungszuschlagen (§ 152 AO)
 zinsfreie Karenzzeit fir Nachzahlungs- und Erstattungszinsen gem. § 233a AO
» Fristen zur Festsetzung nachtraglicher Vorauszahlungen

- CHANCE: Vermeidung von Nachzahlungszinsen nach § 233a AO fur die VZ 2020 bis 2024 bei sich abzeichnenden Steuernachzahlungen
(§ 52 Abs. 35d EStG i.V.m. § 37 Abs. 3 Satz 3 EStG)
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Degressive ATA

Verlangerung
tler degressiven
Abschreibung
als Alternative
zurlinearen
Abschreibung

Verlangerung um ein Jahr (steuerliches
Abschreibungswahlrecht) (§ 7 Abs. 2 EStG)

Anschaffung oder Herstellung nach dem 31.12.2019 und vor
dem 01.01.2023

maximal 25 % und hochstens das 2,5-fache des linearen
AfA-Prozentsatzes

Vorteilhaft bei Wirtschaftsgutern mit einer Nutzungsdauer von
mehr als vier Jahren (z.B. Pkw, Mobilfunkgerate, Buromdbel)

Gesonderte Aufzeichnungspflichten
§ 7a Abs. 8 EStG
ggf. auch § 5 Abs. 1 Satz 2 EStG bei Abweichung zur HBIl

sSuperabschreibung® fir Klimaschutz und digitale
Wirtschaftsgiter (Koalitionsvertrag)

-> voraussichtlich Verschiebung auf 2023

Fristende:
31.12.2022
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Entlastungspaket Ukraine-Krieg

Steuerliche MaBnahmen und ausgewéhlte nichtsteuerliche MaRnahmen im Uberblick
(Haken = umgesetzt bzw. vom Bundestag beschlossen)

Unternehmenssteuern

* Bereits jetzt Beginn der nationalen Umsetzung der international
vereinbarten Mindestbesteuerung (auch ohne Einigung in EU)

* Verlangerung des sogenannten Spitzenausgleichs bei den
Strom- und Energiesteuern um ein weiteres Jahr

Arbeitgeber/Lohnsteuer

» Steuer- und sozialabgabenfreier Zuschuss (“Inflationsausgleich”)
von Arbeitgebern an Arbeitnehmer von bis zu 3.000 €

* Verlangerung der Sonderregelungen fur das Kurzarbeitergeld
Uber den 30.09.2022 hinaus

*  Anhebung der Midi-Job-Grenze auf monatlich 2.000 € ab dem
01.01.2023.

Umsatzsteuer

» Verlangerung der Absenkung der Umsatzsteuer fiir Speisen in
der Gastronomie auf 7 Prozent

»  Senkung der Umsatzsteuer fiir Gaslieferungen lber das
Erdgasnetz und Warme (ber ein Warmenetz auf 7 Prozent
befristet bis Ende Marz 2024.

06

Natiirliche Personen

.

.

.

.

Abbau der Kalten Progression ab dem 01.01.2023
Volle steuerliche Absetzung der Rentenbeitrage ab dem 01.01.2023
Entfristung und Verbesserung der Home-Office Pauschale

Erhéhung Kindergeld in einem Schritt bereits zum 01.01.2023

Energiemarkt

.

Abschopfung von ,Zufallsgewinnen“ von Energieunternehmen:
Erl6s- bzw. Preisobergrenzen flr besonders profitable Stromerzeuge

Solidarititsbeitrag fiir Uberschussgewinne im fossilen Sektor
Strompreisbremse und Dampfung des Anstiegs der Netzentgelte

Verschiebung der flir 2023-2025 anstehenden Erhéhungen des CO2-
Preises um jeweils ein Jahr

Unternehmenshilfen

)

Verlangerung und teilweise Erweiterung der bestehenden
Hilfsprogramme fir Unternehmen bis zum 31.12.2022: KfW
Sonderprogramm UBR, Bund-Lander-Burgschaftspro-gramme,
Energiekostendampfungsprogramm, Margining-
Finanzierungsinstrument, Eigen- und Hybridkapitalhilfen

Hilfsprogramme (Hartefallregelung) fir bestimmte Bereiche
(finanzielle Belastungen trotz Strom- und Gaspreisbremse)
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Inflationsausgleichs-Sonderzahiung

Biszu3.000€

« Steuerfrei und keine SV-

Tellzahlungen

Méglich sind sowohl geringere

Abgaben Zahlungen als auch
» Zuschisse und Sachbezlige * mehrere Teilzahlungen (bis zur Aurzelchnungen
» Zusatlich zum ohnehin Hochstgrenze) fcl:;znilg::?;ng m
geschuldeten Arbeitslohn,
d.h. keine + Keine besonderen
Entgeltumwandlung Anforderungen an den
Zusammenhang

zwischen Leistung und
Preissteigerung

* Ausreichend, wenn der
Arbeitgeber bei
Gewahrung der Leistung
in beliebiger Form

An 26.10.2022 Dienstverhaltnis deutlich macht, dass

Leistung im
» Gewahrung in der Zeit » Steuerbefreiung fir jedes Zusammenhang mit der
vom 26.10.2022 bis zum Dienstverhaltnis Preissteigerung steht
31.12.2024 . .
* Auch fir aufeinander * z.B. entsprechender
* Flexibilitat fur folgende Hinweis auf dem
Arbeitgeber Dienstverhaltnisse, Uberweisungstrager im
.« Mehrere allerdings nicht pei ein und Rahmen der
Auszahlungszeitpunkte demselben Arbeitgeber Lohnabrechnung
mdglich
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Berticksichtigung gestiegener Energiekosten

Berucksichtigung der Folgewirkungen des Ukraine-Krieges und der Sanktionen bei nicht unerheblich
negativ wirtschaftlich betroffenen Steuerpflichtigen

* Vereinfachte Verfahren fur Stundung, Vollstreckungsaufschub, Herabsetzung von
i Vorauszahlungen fur Einkommen- und Korperschaftsteuer
Elnkommen- + Berucksichtigung bei Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages fur Zwecke der
UI][I GBWBTDB' Gewerbesteuer- Vorauszahlungen
KUTDBrSChaﬂ Stellel' + Bis zum 31.03.2023 keine strengen Anforderungen

-Steuel‘ * Auch riickwirkende Herabsetzung von Vorauszahlungen bzw. des
Gewerbesteuermessbetrags fur 2022 maoglich

* Im Einzelfall Verzicht auf Erhebung von Stundungszinsen, in der Regel wenn

Billigkeitsmallnahme fur einen Zeitraum von nicht mehr als drei Monaten (Einkommen-
BMF-Schreiben Gleich lautende und Korperschaftsteuer)

vom 05.10.2022 Landererlasse vom
20.10.2022

* Veranlassung der Anpassung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen durch Finanzamt
moglich, insb. wenn Finanzamt Einkommensteuer- und
Korperschaftsteuervorauszahlungen anpasst - Bindungswirkung fir Gemeinde

. + Stundungs- und Erlassantrage Gewerbesteuer: grds. an Gemeinde zu richten und
F"Stenﬂe 31032023 nur dann an das Finanzamt, wenn die Festsetzung und die Erhebung der
Gewerbesteuer nicht den Gemeinden uUbertragen worden ist (Berlin, Bremen, Hamburg)
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05-02

Beschieunigung
steuerlicher
Aufienprufungen und
weltere AQ-Anderungen



Beschleunigung steuerlicher AuBenpriifungen und weitere AO-Anderungen

(Laufende) AuRenpriufungen ab 01.01.2023 — Digitalisierung

Elektronische Kommunikation

Verhandlungen, Besprechungen, Schlussbesprechungen zu einer Au3enprifung kdnnen auch elektronisch
durchgefiihrt werden, z. B. Telefon-/Videokonferenz, §§ 87a Abs. 1a, 201 Abs. 1 AO

Elektronische Dokumente
Prifungsbericht kann elektronisch ergehen, § 202 Abs. 1 Satz 1 und 3 AO

Datenzugriff AuBenprifung

Klarstellung: Aufzeichnungspflichtige Daten kdnnen auch auf anderen Wegen Gbertragen werden, nicht nur
auf einem Datentrager (Cloud?), § 147 Abs. 6 Satz 1 AO

Tax Compliance Systeme

Uberpriifung der Wirksamkeit des vom Steuerpflichtigen eingesetzten Tax CMS durch die

Finanzverwaltung im Rahmen der laufenden BP, § 38 EGAO

» verbindliche Zusage bzgl. Beschrankungen von Art und Umfang der Ermittlungen fir ndchste BP maoglich
» Verpflichtung zur fortlaufenden und revisionssicheren Inventarisierung und Dokumentation des Tax CMS

Befristete Anwendung bis zum 31.12. 2029 (Erprobungsregelung)
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Beschleunigung steuerlicher AuBenpriifungen und weitere AO-Anderungen

(Laufende) AuBenpriifungen ab 01.01.2023 — punktuelle Anderungen

Prufungsanordnung, § 197 Abs. 3,4 AO

* Anforderung von Buchfiihrungsunterlagen bereits
mit Bekanntgabe der Prifungsanordnung maoglich

* Vorlage innerhalb angemessener Frist — bereits vor
Beginn der AuRenpriifung

* Festlegung und Mitteilung von Prifungs-
schwerpunkten

Beweiskraft der Buchfiihrung, § 158 AO

» Aufhebung der grundsatzlichen Vermutung der
Richtigkeit der Buchfiihrung, soweit
Aufzeichnungen nicht geman der Vorgaben flir von
der Finanzverwaltung bestimmte digitale
Schnittstellen zur Verfligung gestellt werden

» Betrifft Lohnschnittstelle und Schnittstelle fir
elektronische Aufzeichnungssysteme

Verlagerung der Buchfiihrung, § 146 Abs.
2a, 2b AO

» Verlagerung in mehrere EU-Mitgliedstaaten bzw.
Drittstaaten (nicht nur in einen) mdglich

Ordnungswidrigkeiten, § 379 Abs. 1,2 AO

Erweiterung der Tatbestande des ordnungswidrigen
Handelns - Steuergeféahrdung

Nicht oder nicht vollstandige Aufbewahrung von
aufbewahrungspflichtigen Unterlagen oder
Aufzeichnungen

» Bei Verlagerung in Drittstaaten: Angabe entweder
des Standorts oder des Namens und der Anschrift

des beauftragten Drittens ausreichend (statt: und) Nicht oder nicht rechtzeitige Gewahrung eines

Datenzugriffs
Bei Verstol? > Bulgeld

» Ruckverlagerung direkt in einen oder mehrere EU-
Mitgliedstaaten mdglich (statt: nach Deutschland)

.
.
.
.
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Beschleunigung steuerlicher AuBenpriifungen und weitere AO-Anderungen

Teilabschlussbescheide, Berichtigung von Erklarungen

Teilabschlussbescheide
§ 180 Abs. 1a AO

* Madglichkeit, wahrend der AuRenprifung
Teilabschlussbescheide zu erlassen
(Ermessen Finanzbehorde; auch auf Antrag
des Stpfl. bei erheblichem Interesse)

Gesonderte Feststellung iber abgrenzbare
Besteuerungsgrundlagen aus in sich
abgeschlossenen und abschlieRend gepriften
Sachverhalten - Bindung fir Steuer-
[Feststellungsbescheide

Frihzeitige Rechtssicherheit vor Abschluss
der AuRenprifung

Auf Antrag verbindliche Zusage vor
Abschluss der AuRenprifung moglich

Berichtigung von
Erklarungen
§ 153 Abs. 4 AO

* Neuer Tatbestand fiir Anzeige- und
Berichtigungspflicht

Priifungsfeststellungen einer AuRenpriifung,
die unanfechtbar in einen Verwaltungsakt
umgesetzt wurden (Bestandskraft) und...

...der zugrunde liegende Sachverhalt
Auswirkungen auch auf andere
Besteuerungsgrundlagen hat

Beispiele aus Gesetzesbegriindung: andere
nicht geprufte Steuerarten oder Feststellungen
oder Folgezeitraume von gepriiften Steuerarten

Lt. Gesetzesbegriindung auch notwendige
Anpassungen von ,Jahresabschliissen® an
Ergebnisse aus vorangegangenen
AuBenprifungen

Zeitliche Anwendung

Erstmalige Anwendung fur Steuern, die nach dem
31.12.2024 entstehen

Oder

Erstmalige Anwendung fur Steuern, die vor dem
1.1.2025 entstehen und bei denen nach dem
31.12.2024 eine Prifungsanordnung
bekanntgegeben wurde
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Beschleunigung steuerlicher AuBenpriifungen und weitere AO-Anderungen

Verrechnungspreisdokumentation, Mitwirkungspflichten

verrechnungspreis-
dokumentation

§90ADs.4A0

Mitwirkungs-
pfiichten

§§199,200aA0

Verrechnungspreisdokumentation

Verrechnungspreisdokumentation im Fall einer AuRenprifung ist stets vorzulegen ohne gesondertes
Verlangen durch die Finanzbehorde

Verklrzung der Frist auf 30

Erstmalige Anwendung fur Steuern, die nach dem 31.12.2024 entstehen oder fur Steuern, die vor dem
1.1.2025 entstehen und bei denen nach dem 31.12.2024 eine PAO bekanntgegeben wurde
Mitwirkungspflichten

RegelmaRig Gesprache zwischen Finanzbehdrde und Steuerpflichtigem Uber festgestellte Sachverhalte und
steuerlichen Auswirkungen

Festlegung im Einvernehmen mit dem Steuerpflichtigen von Rahmenbedingungen flr seine Mitwirkung nach
§ 200 AO

Verhalt sich der Steuerpflichtige ,compliant® > qualifiziertes Mitwirkungsverlangen unzulassig

Qualifiziertes Mitwirkungsverlangen: Aufforderung zur Mitwirkung durch Verwaltungsakt frihestens nach
Ablauf von 6 Mon. nach Bekanntgabe der PAO, Frist zur Erflllung der Vorgaben = ein Monat, bei
Nichterfullung: u.a. Mitwirkungsverzégerungsgeld, langere Festsetzungsfrist

Sicherstellung Mitwirkung des Steuerpflichtigen wahrend AuRenprifung auch bei neuer, verkurzter
Ablaufhemmung

Erstmalige Anwendung fur Steuern, die nach dem 31.12.2024 entstehen oder fur Steuern, die vor dem
1.1.2025 entstehen und bei denen nach dem 31.12.2024 eine PAO bekanntgegeben wurde
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05-03

Unternenmens-
hbesteuerung



Themen Unternehmenshesteuerung - Uberblick

——— ) —

Erweiterte Aufhebung Abzinsungspflicht Zinsen Steuer-

Verlustnutzung unverzinsliche Verbindlichkeiten iy  nachzahlungen/-
(Gesetzliche Anderung) erstattungen

(Gesetzliche Anderung)

Gewerbesteuerliche Einlagelosung bei
Hinzurechnung —— ertragsteuerlicher Organschaft
(BMF-Schreiben)

(Gesetzliche Anderung)

(Rechtsprechung)

i [ 4

Nutzungsdauer digitaler Betriebsaufspaltung
Wirtschaftsguter (Rechtsprechung)

(BMF-Schreiben/BMF-Antwortschreiben
auf Verbandseingaben)
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Verlustnutzung (§ 10d Abs. 1 EStG)

Viertes Corona-Steuerhilfegesetz vom 19.06.2022 (BStBI. | S. 911)

Dauerhafte Ausweitung Verlustriicktrag
auf zwei Jahre

* zunachst in den dem Verlustentstehungsjahr
unmittelbar vorangegangenen VZ

Verlangerung der
erweiterten

Verlu_swerreChnung von » soweit Verlustausgleich nicht méglich (aufgrund
10 Mio. nicht ausreichender Gewinne) = Riicktrag in
. ...beim Verlustriicktrag bis Erweiterte Auswertung den zweiten dem Verlustentstehungsjahr

Ende 2023 (bisher 2020 und Verlust- Verlust- vorangegangenen VZ

2021), d.h. fur Verlustricktrage . *  Gilt nur fir Einkommen- und
von 2023 nach 2022 und 2021 verrechnu ng rucktrag Korperschaftsteuer; nicht fiir Gewerbesteuer

» Ab 2024: alte Betragsgrenzen
von 1 Mio. € bzw. 2 Mio. € bei
Zusammenveranlagung

» Einschrankung des Wahlrechts: Verzicht auf
den Verlustriicktrag zugunsten des
Verlustvortrags nur noch insgesamt moglich

« Keine Abmilderung der (bislang auch teilweise)

Mindestbesteuerung

» Erstmalige Anwendung: fir in 2022
entstehende Verluste, d.h. Verlustricktrag von
2022 auf 2021 und 2020
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Unverzinsliche Verbindlichkeiten (§ 6 Abs. 1Nr. 3 EStG)

Viertes Corona-Steuerhilfegesetz vom 19.06.2022 (BStBI. | S. 911)
+ Bisherige Rechtslage: Abzinsungsgebot fir unverzinsliche Verbindlichkeiten mit Restlaufzeit > 12 Monate mit 5,5 % (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG)
* Neu: Streichung der Abzinsungspflicht fiir Verbindlichkeiten
- Abzinsungsgebot bei Riickstellungen bleibt unverandert (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. e EStG)
* Rechtsfolge:

- Verzinsliche und unverzinsliche Verbindlichkeiten sind mit ,AK/HK oder dem an deren Stelle tretenden Wert“ anzusetzen - regelmafig:
Nennwert (Rickzahlungsbetrag)

+ Erstmalige Anwendung: ,§ 6 Absatz 1 Nummer 3 und 3a Buchst. e [neue Fassung] ist erstmals fiir Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2022 enden.“ (§ 52 Abs. 12 Satz 2f. EStG)

- Abzinsungspflicht entfallt erstmals fur nach dem 31.12.2022 endende Wirtschaftsjahre

* Neues steuerliches Wahlrecht: ,Auf Antrag kann § 6 Absatz 1 Nummer 3 und 3a Buchst. e [neue Fassung] auch fiir friihere Wirtschaftsjahre
angewendet werden.“(§ 52 Abs. 12 Satz 3 EStG)

- Gesetzesbegriindung zum Antrag
» Abzinsung kann auch fir bereits veranlagte Jahre entfallen, soweit nicht bestandskraftig
* nur einheitlich fur alle vor dem 01.01.2023 endende Wirtschaftsjahre
* nicht formgebunden, Wahlrecht gilt durch entsprechende Ansatze in den steuerlichen Gewinnermittlungen als ausgeubt

* Hinweis: bei Austibung des Wahlrechts Auswirkungen fiir die Vergangenheit (alle offenen Jahre) prifen, insb. wenn Abzinsungsgebot bewusst
eingesetzt wurde, z. B. zur Verlustnutzung
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Zinsen Steuernachzahlungen/-erstattungen

Zweites Gesetz zur Anderung der Abgabenordnung und des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung
vom 12.07.2022 (BStBI. | S. 1142)

Neuer Zinssatz fur Nachzahlungs-/Erstattungszinsen fir Verzinsungszeitraume ab dem 1. Januar 2019: 0,15 % pro Monat (1,8 % pro Jahr) (§ 238 Abs. 1a AO): Basiszins
(aktuell -0,88 %) + Zuschlag 2,68 %

- Evaluierung unter Berlicksichtigung Basiszinssatz (§ 247 BGB) wenigstens alle 3 Jahre, erstmals zum 1. Januar 2026
- Unveranderter Zinssatz von 6 % pro Jahr fir Verzinsungszeitraume bis einschlieBlich 2018

» Zinslauf mit unterschiedlichen Zinssatzen > Aufteilung Zinslauf mit 30 Tagen pro Monat und 360 Tage pro Jahr,
Bsp.: Verzinsungszeitraum 1. April 2016 bis 30. Juni 2020 = (990/360 Tage * 6 %) + (540/360 Tage * 1,8 %)

Erstmalige Anwendung: grds. in allen am Tag nach Verkindung des Gesetzes anhangigen Verfahren - bei rickwirkender Neuberechnung der Zinsen Vertrauensschutz
zu beachten (§ 176 Abs. 1 Nr. 1 AO)

BMF-Schreiben vom 03.11.2022: Neufassung des AEAO zu § 233a AO

Vorlaufige Zinsfestsetzung oder Aussetzung auch noch nach der Verkiindung des Gesetzes mdglich, solange die technischen und organisatorischen Voraussetzungen
fur die Anwendung des neuen Zinssatzes noch nicht vorliegen

Auszug Rechtsbehelfsbelehrung Steuerbescheid:

Die Festsetzung von Nachzahlungs- und Erstattungszinsen nach § 233a A0 fir verzinsungszeitraume ab
dem 1. Januar 2019 ist gemif Artikel 97 § 15 Abs. 16 EGAO in Verbindung mit § 165 Abs. 1 satz 4
und Satz 2 Nummer 2 AO ausgesetzt,

Die Aussetzung der Zinsfestsetzung erfolgt, weil die technischen und organisatorischen
voraussetzungen fiir die Anwendung der vom Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom
8. Juli 2021, 1 BvR 2237/14 und 1 BvVR 2422/17, BGB1. I S. 4303, geforderten Neuregelungen zur
voliverzinsung noch nicht vorliegen. Sobald diese Voraussetzungen vorliegen, wird die Festsetzung
von Nachzahlungs- und Erstattungszinsen geprift und gegebenenfalls nachgeholt.

- z. B. Hessen: voraussichtlich Q4/2022 (Quelle: StBK Hessen), Bayern: voraussichtlich November 2022 (Quelle: BayLfSt)
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Gewerbesteuerliche Hinzurechnung

Gesetz:

* Miet-/Pachtzinsen fiir bewegliche Wirtschaftsgiiter (§ 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG):
+Ein Viertel der Summe aus einem Flinftel der Miet- und Pachtzinsen (einschlie8lich Leasingraten) fiir die Benutzung von beweglichen Wirtschaftsglitern des Anlagevermégens,
die im Eigentum eines anderen stehen.*

» Miet-/Pachtzinsen fiir unbewegliche Wirtschaftsgiiter (§ 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG):
LEin Viertel der Summe aus der Hélfte der Miet- und Pachtzinsen (einschlie8lich Leasingraten) fiir die Benutzung der unbeweglichen Wirtschaftsgliter des Anlagevermdgens, die
im Eigentum eines anderen stehen.”

* Lizenzaufwendungen (§ 8 Nr. 1 Buchst. f GewStG):
,Ein Viertel der Summe aus einem Viertel der Aufwendungen fiir die zeitlich befristete Uberlassung von Rechten (insbesondere Konzessionen und Lizenzen, mit Ausnahme von
Lizenzen, die ausschlie8lich dazu berechtigen, daraus abgeleitete Rechte Dritten zu liberlassen).”

Konkretisierung durch bisherige Gleich lautende Léndererlasse vom 02.07.2012
+ Bei Miet-/Pachtzinsen:

- Begriff ,Miet-/Pachtzinsen® weit zu verstehen

- Frage nach sog. FIKTIVEM ANLAGEVERMOGEN: ,Waren die WG, wenn sie im Eigentum des Mieters stehen wiirden, als Anlagevermdgen zu bilanzieren?*
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Gewerbesteuerliche Hinzurechnung

Thema/Fundstelle

Aufwendungen fiir
Sponsoring

FG Niedersachsen
10 K 29/2 vom 11.11.2021

(Revision anhangig
BFH Il R 5/22)

Handelsunternehmen sponsort Sportmannschaft

Aufwandswirksames Sponsoring/Werbung auf
Bekleidung (z. B. Trikots) und Banden sowie
Nutzung des Vereinslogos fiir Werbezwecke

Entscheidung

Sponsoringvertrag enthalt wesentliche Elemente eines Mietvertrags, soweit Banden und Bekleidungsstlicke
zumindest zeitweise entgeltlich Uberlassen werden - Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 d) GewStG

- Fiktives Anlagevermogen liegt vor: Werbung als solche ist zwar nicht originarer Geschéaftszweck des
Handelsunternehmens, aber als Teil der Vermarktung eng und untrennbar mit der Haupttatigkeit (Handel mit
Produkten) verbunden

Entgelte fiir Uberlassung des Vereinslogos fiir Werbezwecke der Klagerin unterliegen der Hinzurechnung nach § 8 Nr.
1) GewStG > urheberrechtlich geschiitztes Werk i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 4 UrhG

Auf Mieter umgelegte
Grundsteuer

BFH Il R 65/19 vom 02.02.2022

Anmietung Betriebsgebaude mit Umlage der
Grundsteuer auf Mieterin It. Mietvertrag

Begriff der Mietaufwendungen wirtschaftlich zu verstehen

Mietaufwendungen = auch solche Kosten, die nach dem gesetzestypischen Lastenverteilungssystem eigentlich vom
Vermieter zu tragen waren, die aber im konkreten Fall vom Mieter libernommen werden

Kostenlibernahme durch den Mieter wirkt sich mindernd auf die Miethdhe aus

Mieten fiir Messestande
BFH Il R 14/21 vom 23.03.2022

(weiteres Verfahren beim BFH
zu dem Thema anhangig:
Il R 35/21)

Geschaftszweck Klagerin: Herstellung
landwirtschaftlicher Maschinen

Vertrieb der Maschinen: kein Direktvertrieb, sondern
Verkauf iber stehendes Handlernetz

Wiederholte Teilnahme an Fachmessen zur
Prasentation der Maschinen in den Streitjahren 2009
bis 2011 — insgesamt 7 Messen

MaRgebendes Kriterium fiir fiktives Anlagevermdgen: erfordert der Geschéftszweck des betreffenden
Unternehmens und auch die speziellen betrieblichen Verhaltnisse (z. B. Bedeutung der Messeprasenz innerhalb des
von dem Unternehmen praktizierten Vertriebssystems) das dauerhafte Vorhandensein einer entsprechenden
Messestandflache

Kontrollfrage: Lasst sich die betreffende Tatigkeit nur durch Messeausstellungen sinnvoll ausiiben?
Teilnahme an Messen muss fiir den Verkauf der Produkte betriebsnotwendig und nicht nur forderlich sein

Aufgrund ihrer Vertriebsstruktur und den bestehenden anderweitigen Werbemaoglichkeiten war die Klagerin nicht
standig auf das Vorhalten von Messestandflachen fiir den Gebrauch in ihrem Betrieb angewiesen
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Gewerbesteuerliche Hinzurechnung

Gleich lautende Erlasse vom 06.04.2022: Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Miet- und Pachtzinsen; Anpassung der Erlasse vom 02.07.2012 an
zwischenzeitlich ergangene BFH-Rechtsprechung

Keine Hinzurechnung bei Aktivierung der Aufwendungen als Anschaffungs- oder Herstellungskosten

* Auch bei bereits unterjadhrig ausgeschiedenen Wirtschaftsgiitern (BFH Ill R 24/18 und Ill R 38/17)

» Selbst geschaffene immaterielle Wirtschaftsgiiter des Anlagevermdgens: Hinzurechnung aufgrund Aktivierungsverbot (BFH Il R 38/17)

Vorliegen von fiktivem Anlagevermégen (BFH IV R 24/11)

» Malgeblich: erfordert der konkrete Geschaftsgegenstand im betreffenden Einzelfall das dauerhafte Vorhandensein der angemieteten Wirtschaftsgtter?
Einzelfalle aus der Rechtsprechung (Erlass schlieBt sich den Leitsatzen an)

» Filmhersteller (lll R 38/17): kein fiktives Anlagevermbégen, wenn die angemieteten Wirtschaftsguter in das ,Produkt Film einflieBen (bspw. die Filmlocation)
- Verwendung nur in einem einzelnen Film

- fiktives Anlagevermdgen, wenn Wirtschaftsgut ahnlich einem ,Werkzeug* fir die Herstellung von verschiedenen Filmen
» Konzertveranstalter (IV R 24/11): angemietete Veranstaltungsimmobilien = fiktives Anlagevermdgen
* Messedurchfiihrungsgesellschaft (I R 57/15): lediglich Mittler zwischen Messeveranstalter und Auftraggeber - kein fiktives Anlagevermdgen
» Pauschalreiseveranstalter (lll R 22/16): angemietete Hotelzimmer und Hoteleinrichtungen Teil des Produkts ,Pauschalreise“ - kein fiktives Anlagevermdgen
Hinweis
+ Im Wesentlichen ,nur‘ Ubernahme der BFH-Grundsitze; keine weitergehenden Erlauterungen

» Noch beim BFH anhangig u.a.: Messeaufwendungen von Messeausstellern (Il R 35/21) und Sponsoring (Il R 5/22)
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Nutzungsdauer digitaler Wirtschaftsguter

BMF-Schreiben vom 22.02.2022: Uberarbeitung BMF-Schreiben vom 26.02.2021 zur Nutzungsdauer von Computerhardware und Software zur
Dateneingabe und -verarbeitung

Kernaussage BMF v. 26.02.2021: betriebsgewohnlichen Nutzungsdauer fiir Computerhardware und Software: ein Jahr

Uberarbeitungen

» Kiirzere Nutzungsdauer ist keine ,,Sofortabschreibung“
» Abschreibung beginnt im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung

- Aber Nichtbeanstandung, wenn abweichend davon die Abschreibung im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Hohe vorgenommen wird
- keine monatsgenaue Verteilung

* Anwendung der kirzeren Nutzungsdauer kein steuerliches Wahlrecht (im Sinne des § 5 Abs. 1 EStG) 6

« der Steuerpflichtige kann von der Annahme der kiirzeren Nutzungsdauer auch abweichen |

»  Wirtschaftsgiter sind in das zu fiihrende Bestandsverzeichnis aufzunehmen (R 5.4 EStR 2012) ‘ ‘
Hinweise —

* Handelsbilanz: It. IDW FAB ist einjahrige Nutzungsdauer in der Regel nicht zulassig (Ausnahme GWG) C—

- Keine Aussagen zum Verhaltnis Handelsbilanz und Steuerbilanz im BMF-Schreiben

» kein steuerliches Wahlrecht = nicht ausgeschlossen, dass Finanzverwaltung auch in der Handelsbilanz die kirzere Nutzungsdauer voraussetzt

» Bestimmung von Nutzungsdauern in Form von AfA-Tabellen oder BMF-Schreiben hat den Charakter einer Dienstanweisung fur die Finanzverwaltung
- Steuerpflichtige kdnnen diese Nutzungsdauern verwenden (tatsachliche Verstandigung im Rahmen der Schatzung)

- Steuerpflichtige kdnnen im Einzelfall auch eine langere betriebsgewohnliche Nutzungsdauer nachweisen, um z. B. einen Gleichlauf mit der
Handelsbilanz zu erreichen

» Erstmals fir Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden; vollstdndige Abschreibung von Restbuchwerten aus friheren Wirtschaftsjahren
mdglich
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Nutzungsdauer digitaler Wirtschaftsguter

BMF-Antwortschreiben vom 26.04.2022 auf Verbandseingaben zu BMF-Schreiben zur Nutzungsdauer von Computerhardware und
Software zur Dateneingabe und -verarbeitung

Kernaussagen P
L)

» Schnelle und unbtrokratische Verbesserung der Abschreibungsbedingungen: Neue Beurteilung der voraussichtlichen wirtschaftlichen
Nutzungsdauer, technische Nutzungsdauer bleibt hiervon unberihrt

» Verteilung bei unterjahriger Anschaffung: Nichtbeanstandung bei ,Sofortabschreibung®, d. h. aber auch, die gesetzliche ‘ ‘
Verteilungsregelung kann bei der Abschreibung bertcksichtigt werden

* Verhiltnis Handels- und Steuerbilanz E

- Nutzungsdauer: handels- und steuerrechtlich zu beurteilende Frage; unabhangig von einer gegebenenfalls tatsachlich langeren
Nutzung des Wirtschaftsgutes im Betrieb

- Abweichungen beim Abschreibungszeitraum zwischen Handels- und Steuerbilanz mdglich und Ublich: grundsatzlich
Mafgeblichkeitsgrundsatz, aber steuerlicher Bewertungsvorbehalt in § 5 Abs. 6 EStG gilt auch fur AfA - damit im Ergebnis keine
zwingende MaRgeblichkeit

)

Hinweise

+ ,Persodnliches” Schreiben von Ministerialdirektor Dr. Mdhlenbrock (Leiter Steuerabteilung BMF); aber kein formelles BMF-Schreiben (keine
Bund-Lander-Abstimmung, keine Veroffentlichung im BStBI. |)

* bei Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz: verbleibende Rechtsunsicherheit
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Betriensaufspaltung

BFH, Urteil vom 16.09.2021, IV R 7/18: Beherrschungsidentitat bei mittelbarer Beteiligung an Besitzgesellschaft

K-KG
(Klagerin)

| |

» Bisherige Rechtsprechung: Unterschiedlich fiir Besitz- und fiir
Betriebsgesellschaft

- Besitzunternehmen als PersGes: mittelbare Beherrschung Uber eine KapGes
nicht ausreichend

- Betriebsunternehmen als PersGes: mittelbare Beherrschung tber KapGes
ausreichend

+ Anderung der Rechtsprechung: mittelbare Beherrschung auch bei
Besitzunternehmen moglich

* Reaktion der Verwaltung steht noch aus

- Mit Betriebsaufspaltung keine erweiterte Grundstiickskiirzung

KPMG

Abgrenzung: kapitalistische Betriebsaufspaltung

BFH I R 111/78: keine kapitalistische Betriebsaufspaltung: ,Durchgriffsverbot"
« |. Senat halt gem. Divergenzanfrage an dieser Rechtsprechung fest

- erweiterte Grundstiickskiirzung

‘=l

BFH I R 20/14: kapitalistische Betriebsaufspaltung

- keine erweiterte Grundstiickskiirzung
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Steuerabzugnach § 50a EStG

BMF-Schreiben: grenziiberschreitende Softwareauftragsentwicklung (02.08.2022)

1. Ausgangssituation

2. Software

(BMF-Schreiben vom
27.10.2017)

3. Wirtschaftlicher
Rechtekauf
(BMF-Schreiben vom
02.08.2022)

Einkunfte einer auslandischen Kapitalgesellschaft aus einer zeitlich befristeten
Nutzungsiiberlassung von Rechten unterliegen der beschrankten Steuerpflicht
(§ 49 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. f) Doppelbuchst. aa) EStG) und dem Steuerabzug

(§ 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG)

Grenziiberschreitende Uberlassung von Software fiihrt nicht automatisch zu einer
zeitlich befristeten Nutzungsiberlassung von Rechten und damit zu einer beschrankten
Steuerpflicht

Beschrankte Steuerpflicht nur dann, wenn dem Nutzer umfassende
Nutzungsrechte an der Software zur wirtschaftlichen Weiterverwertung eingerdumt
werden - insbesondere Vervielfaltigungs-, Bearbeitungs-, Verbreitungs- oder
Veroffentlichungsrechte

Keine beschréankte Steuerpflicht, wenn lediglich der bestimmungsgemaRe
Gebrauch einer Software Vertragsgegenstand ist

Sollte beschrankte Steuerpflicht aufgrund umfassender Nutzungsrechte vorliegen

Dennoch kein Steuerabzug nach § 50a Abs. 1 Nr. 3 EStG, wenn es sich bei der
Softwareiberlassung um einen ,,wirtschaftlichen Rechtekauf* handeln wirde

Kriterien fur ,wirtschaftlichen Rechtekauf” enthalt das BMF-Schreiben vom 02.08.2022

Auftraggeber

Software
Steuerabzug? DE
Entgelt Ausland
Beschrankte

Steuerpflicht in DE?
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Verrechnungspreise: Letzte Entwicklungen

Ziel:

— Angleichung nationaler Regelungen an OECD-Standards

— Konsolidierung und Prazisierung der Verwaltungsauffassung zur Auslegung des Fremdvergleichs und zu Verfahrensfragen

VWG Verfahren (2005)

Verwaltungsgrundsatze
1983

VWG Umlagevertrage (2018)

Namensnutzung Konzern (2017)

Teilwert-AfA 2011

Wirtschaftliche Griinde 2018

Glossar VP 2014

Funktionsverlagerung 2010

KPMG

Verwaltungsgrundsatze
2020

Verwaltungsgrundsatze
Verrechnungspreise
(Juli 2021)

Arbeithehmerentsendung 2001

Verstandigungs- und Schiedsverfahren
(2018, 2017, 2021)

VWG BsGa (2016)
BS ohne Personalfunktion (2019)

Funktionsverlagerung 2022

© 2022 KPMG AG Wirtschaftsprifungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhangiger Mitgliedsfirmen, die KPMG
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Aktuelle Diskussionsthemen

Fremdvergleich Einklinftekorrektur/ Jahresendanpassungen

— Kein Wahlrecht zwischen § 1 AStG und anderen
Korrekturvorschriften -Einzelfallprifung

— Eine nachtragliche Anpassung ist vorzunehmen, wenn
die Renditekennziffer auRerhalb der Bandbreite liegt

— Vertrage dienen nur als Ausgangpunkt

— Hypothetischer Fremdvergleich ist
anzuwenden sofern keine Vergleichswerte
festgestellt werden (grundsatzliche
Anwendung bei IWG)

— Risikokontrollkonzept Benchmarking

— Ohne konkrete Anhaltspunkte fur eine
bestimmte Einengung ist die
Interquartilsbandbreite zu nehmen

— Lizenz-BM noch méglich (Anwendung
hypothetischer Fremdvergleich)?

Immaterielle Werte

— DEMPE-Konzept auch zu dokumentieren

— Reine Finanzierung berechtigt nicht zu
Ertragen

Finanztransaktionen

— Verweis auf Kap. X der OECD-Leitlinien in den
VWG TP

— Konzerndarlehen: Neue Prifreihenfolge (Prifung ob FK,
Prufung ob wirtschaftlich bendtigt, Prifung ob im Einklang
mit Unternehmenszweck)

— Finanzierungsgesellschaften ohne Risikokontrollfunktion
anhand Cost Plus auf risikolosen Zins (auch bei Cash Pool
Leitung)

khiG 1o

— Hypothese: Innerhalb von flnf
Wirtschafsjahren muss ein angemessener
Totalgewinn (EBT) erzielt werden sofern
kein Strategietrager



Weitere Verscharfung der Verrechnungspreisregelungen durch DAG7

£x
§§ 90, 162 AO @a,ﬁq 2)
Anforderung und Vorlage von Verrechnungspreisdokumentationen / Zuschlage @;Q.Q”

= | « Der Bundestag hat am

§ 153 AO 11.11.22 verabschiedet
Erweiterung der Anzeige- und Berichtigungspflichten im Anschluss an eine * Zustimmung des
AuBenpriufung Bundesrats ausstehend
§ 171 AO

Verkirzung der Ablaufhemmung bei AuBenpriifungen

§§ 197, 199 AO

Gesprache uber Sachverhalt und Auswirkungen / Abstimmung von
Rahmenbedingungen fiir Mitwirkung

§ 200a AO

Einfuhrung eines neuen mit Verzogerungsgeld bewehrtem Qualifizierten
Mitwirkungsverlangens
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Weitere Neuerungen ab 2022

Ertragsteuerinformationsherichterstattung § 342 ff. HGB-E

Funktionsverlagerung §1(2) FverlV (2022)

Hintergrund: Transparenz von Ertragsteuerinformationen

Wer: Im Inland ansassige unverbundene Unternehmen, oberste
Mutterunternehmen und mittelgrof3e und grof3e Tochterunternehmen deren
Konzernumsatzerldse in zwei aufeinanderfolgenden Geschéftsjahren > 750
Mio. Euro betragen und Austibung der Geschéftstatigkeit in mindestens einem
Staat erfolgt

Wann: Wirtschaftsjahre beginnend nach dem 21.6.2024
Wo:

— Verdffentlichung wichtiger steuerlicher Kenngré3en (vergleichbar dem
OECD CbCR) aufgeschlisselt pro Land der EU Mitgliedsstaaten im
Unternehmensregister

— Freiwillig auf der Homepage des Unternehmens
Was:

— Pflichtangaben wie Beschreibung Geschaftstatigkeit, Zahl der
Arbeitnehmer, Ertrage, Gewinn/ Verlust vor Steuern, zu zahlende
Ertragsteuern, eibehaltene Gewinne

Sonstiges:

— Wahlrecht der Erstellung nach Vorgaben des § 138 a AO
— Keine Angaben wenn Nachteile bei Marktstellung
Aufsichtsrat soll priifen (Anderung AktG vorgesehen)
Bestatigungsvermerk des Jahresabschlusspruifers

— Bei Verstol3: Ordnungsgelder und BulRgelder

KPMG

,Eine Funktionsverlagerung [...] liegt vor, wenn eine Funktion einschlieRlich der
dazugehdrigen Chancen und Risiken sowie der gegebenenfalis-mitlibertragenen
oder mitiberlassenen Wirtschaftsglter oder sonstigen Vorteile ganz oder
teilweise Ubertragen oder Uberlassen wird, so dass das Ubernehmende
Unternehmen diese Funktion austiben oder eine bestehende Funktion
ausweiten kann.” die-bishervon-dem-verlagernden-Unternehmen-ausgeibt

Beispielhafte weitere Anderungen:

— Streichung Abs. 7: Keine FVerl. bei ausschliefdlicher VeraulRerung oder
Nutzungsuberlassung von Wirtschaftsgltern sowie Personalentsendung

— Erhohte Beweislastanforderung

— Steuereffekte sind zu berlcksichtigen (bereits in VwGr FVerl. enthalten)

— Der Kapitalisierungszinssatz muss en marktublicher risikoadaquater Zuschlag
sein (nicht mehr unternehmensublich)
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Grundsteuerreform

Verlangerung der Abgabefrist fur die GrSt-Erklarung

10. Apr. 2018

Urteil des BVerfG,
Verfassungswidrigkeit der
Einheitsbewertung,
Aufforderung zur
Neuregelung der Bewertung

2. Dez. 2019 1. Jan. 2022 Verlangerung Abgabe- 2023 bis 2024

frist bis 31. Jan. 2023
(BStBI. 12022, S. 1448)

1. Jan. 2025

Erstmalige
Anwendung der
neuen Grundsteuer-
werte, Festsetzung
durch Kommunen

Verklndung des
Gesetzespakets zur zeitpunkt und
Neuregelung der Bewertungs- Ubermittlungszeitraum

1 1 1
1 1 1
| Hauptfeststellungs- | '
1 1 1
1 1 1
1 1 1

Grundsteuer 1 stichtag 1 der Grundsteuerwert- 1
1 1 1
1 1 1
1 1 1
1 1 1
| 1 1
1 1 1
1 | 1
1

Feststellung der
Grundsteuerwerte

durch das Finanzamt

erklarungen N
Messbetrége durch

das Finanzamt

KN BT BTN ECEETE BT T

1 1
1 1
1 1
1 1
1 1
1 1
1 1
1 1
1 Festsetzung der |
1 1
1 1
1 1
1 1
1 1
1 1
1 1

Bundesmodell: Welche Sanktionen drohen bei verspateter Abgabe bzw. Nichtabgabe der GrSt-Erklarung?

» Keine zwingende Festsetzung, weil § 152 Abs. 2 AO nicht auf Grundsteuer anwendbar (Art. 97 § 8 Abs. 5 EGAO)
Verspatungszuschlag

» Aber: Ermessensabhangige Festsetzung méglich mit pauschal 25 € fir jeden angefangenen Monat

» Voraussetzung: Androhung des Zwangsmittels mit Fristsetzung (§ 332 Abs. 1 AO)
» Zwangsgeld i.H.v. max. 25.000 € (§ 329 AO)

Zwangsmittel

Schatzung »  Schatzung der Besteuerungsgrundlagen (§ 162 Abs. 1 und 5 AO)

» (Vorsatzliche) Pflichtwidrige Nichtabgabe der Steuererklarung kann Tatbestand des § 370 Abs. 1 Nr. 2 AO erflllen
Steuerhinterziehung

» Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahre (sofern keine Selbstanzeige iSv § 371 AO erfolgt)

é Landermodelle: Vorschriften der AO grundsatzlich nicht anwendbar (§ 1 Abs. 1 und 2 AO) - Priifung im Einzelfall anhand des jeweiligen
Landesgrundsteuergesetzes (darin idR Verweis auf AO mit Einschrankungen)
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Grunderwerbsteuer — Share Deal Reform

Aktuelle Anwendungserlasse

Hintergrund: Verscharfung der Regelungen fur Share Deals durch das Gesetz vom 12.05.2021 mit
Wirkung zum 01.07.2021

Anwendungserlass zum neuen
§ 1 Abs. 2c GrEStG (Borsen-
klausel) vom 04.10.2022

Aktualisierter Anwendungserlass
zu § 1 Abs. 2a GrEStG n.F. vom
10.05.2022

Anwendungserlass zum neuen
§ 1 Abs. 2b GrEStG vom
10.05.2022

o/ » Streichung der sog. ,Ewigkeitsthese®

(kein unbegrenzter Betrachtungszeitraum
mehr auf mittelbarer KapG-Ebene)

* Formwechsel: Geanderte Verw-Meinung
zur Altgesellschaftereigenschaft und zum
Einbezug vorangegangener Anteils-
Ubertragungen

Highlights

» Signing + Closing = zwei grunderwerb-
steuerrechtliche Vorgange; Vermeidung
Doppelbesteuerung im Wege des
Verfahrensrechts

Inhaltlich Giberwiegend identisch mit
dem aktualisierten Erlass zu § 1 Abs.
2a GrEStG

Alle mit Ablauf des 30.06.2021
Beteiligten gelten als Altgesellschafter
(bei zwischengeschalteten KapG jedoch
nur in Bezug auf diese KapG)

Gleichrangigkeit zwischen § 1 Abs. 2a
und 2b GrEStG

Freiverkehr (§ 48 BorsG) = kein
organisierter Markt iSd Boérsenklausel

Kein Geschift iSd Borsenklausel:
Bdrsengang (IPO), Kapitalerhéhung,
Wertpapierleihe, -darlehen, -pensions-
geschaft

3 anerkannte Drittlandhandelsplatze:
- USA, Hongkong, Australien
- Nicht: Schweiz, UK

Gilt nicht fir Wertpapiere, die kein
Eigentum vermitteln (z.B. ADR)
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Gesetzesanderungen

Restaurant- & E‘
Verpflegungsleistungen

Verlangerung der Absenkung der
Umsatzsteuer flr Speisen in der
Gastronomie auf 7 Prozent bis Ende
2023

Ausnahme: Abgabe von Getranken

m Gaslieferungen
Senkung der Umsatzsteuer fur
Lieferungen von Gas Uber das

Erdgasnetz auf 7 Prozent

ab 01.10.2022 bis Ende Marz 2024

Beachte: gilt auch fur die Lieferung
von Warme Uber ein Warmenetz

BMF-Schreiben vom 25.10.2022

Beschlilsse
Bundestag und
Bundesrat

Achtes Gesetz zur Anderung von
Verbrauchsteuergesetzen

Reverse-Charge-
Verfahren

Ubertragung von Emissionszertifikaten,
die im nationalen System nach dem
BEHG gehandelt werden - Anwendung
Reverse-Charge-Verfahren

Vorsteuerpauschale I
fiir Landwirte il

Absenkung der Vorsteuerpauschale
fur Landwirte ab 01.01.2023

Von 9,5% auf 9%

b

Achtes Gesetz zur Anderung von

Achtes Gesetz zur Anderung von Verbrauchsteuergesetzen

Verbrauchsteuergesetzen (Inkrafttreten:
erster Tag des auf die Verkiindung
folgenden Monats)
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Janhressteuergesetz 2022 (Regk vom14.09.2022)

Photovoltaik-
anlagen

Vorsteuer-
Vergiitungs-
verfahren

W

Innergemein-
schaftliche
Lieferung -

ZM {;%

Online-
zugang

Nullsteuersatz (§ 12 Abs. 3 Nr. 1 - 4 UStG-E): auf Lieferung, Einfuhr, i.g. Erwerb und Installation von Photovoltaikanlagen und
Stromspeicher, ab 01.01.2023

Voraussetzung: Installation auf oder in der Nahe von Privatwohnungen, Wohnungen, 6ffentlichen oder anderen Gebauden, die dem
Gemeinwohl dienenden Tatigkeiten genutzt werden

Fiktion: Voraussetzung erfillt, wenn installierte Bruttoleistung nicht mehr als 30 kW (peak) betragt

Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben

Keine Erstattung der gesondert in Rechnungen uber i.g. Lieferungen gestellten Steuerbetrage im Vorsteuervergitungsverfahren, wenn
Abnehmer die ihnen von einem anderen Mitgliedstaat erteilte glltige USt-ID Nummer nicht angegeben haben (die tbrigen
Voraussetzungen fir die Steuerbefreiung der i.g. Lieferung aber vorliegen)

Inkrafttreten: am Tag nach Verkindung des Gesetzes im BGBI.

Streichung von § 4 Nr. 1b Satz 2 UStG ab 01.01.2023

Klarstellung: Voraussetzungen flur Vorliegen steuerfreier i.g. Lieferung gelten unabhangig von der in § 18a Abs. 10 UStG enthaltenen
Berichtigungsfrist fir Zusammenfassende Meldungen

Verpflichtung zur Abgabe richtiger & vollstandiger ZM auch nach obiger Frist hinaus

Verbesserung des Onlinezugangs fur Besteuerungszeitrdume nach dem 31.12.2022

Umsetzung der Verpflichtung von Bund und Landern bis spatestens 31.12.2022 ihre Verwaltungsleistungen auch elektronisch tber
Verwaltungsportale anzubieten

Insbesondere: elektronische Erklarung bei der Fahrzeugeinzelbesteuerung
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Organschaft

EuGH, Schlussantrage C-269/20, C- 141/20; BFH, Urteil vom 01.02.2022, V R 23/21

Voraussetzungen:
« finanzielle
» wirtschaftliche

* organisatorische
Eingliederung

Zukunft?

» Deutsche Regelung
unionsrechtswidrig?

* Richtlinienkonforme
Auslegung denkbar?

+ Ubergangsregelung?

* Kein Innenumsatze?

Organtrager

» jede Rechtsform

Organgesellschaft (Unternehmer?)
= juristische Person, auch KG
+ GmbH & Co KG

(weitere Personengesellschaften moglich
Abschn. 2.8 Abs. 5a UStAE)

BFH, Urteil vom 01.02.2022, V R 23/21:

* Wirtschaftliche Eingliederung: durch gegenseitige wirtschaftliche Beziehungen eng miteinander verbunden
* Es mussen mehr als nur unerhebliche Beziehungen bestehen

* Vermietung von austauschbaren, von der Flache her kleinen Birordumen nicht ausreichend

KPMG

EuGH Vorlagen C-141/20 und C-269/20:

Deutsche Umsetzung, welche den Organtrager als
alleinigen Steuerschuldner ansieht,
unionsrechtswidrig?

Schlussantrage der Generalanwaltin L. Medina vom
13.01.2022 bzw. 27.01.2022:

deutsche Regelung zur Umsetzung der Sechsten
Richtlinie unionsrechtswidrig, da sie vorsieht, dass
der Organtrager der einzige Steuerpflichtige ist

Richtlinie: Mehrwertsteuerpflichten bestehen
unabhangig voneinander flr jede einzelne Person
(d.h. unabhangig von der Mehrwertsteuergruppe)

Mehrwertsteuergruppe dient ausschlie3lich der
Vereinfachung der Behandlung der Mehrwertsteuer

Steuerbehdrden sollen eine einzige Umsatzsteuer-
erklarung erhalten > Zusammenfassung der
einzelnen Erklarungen der Steuerpflichtigen, die der
Gruppe angehoren

Leistungen innerhalb der Mehrwertsteuergruppe
sollen steuerbar sein (keine Innenumsétze)
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Holding

EuGH, Urteil v. 8.09.2022, C-98/21 — Finanzamt R

Sachverhalt

Eingangsleistungen

«  W-GmbH (W) erbringt gegentiber Tochter-GmbH & Co. KGs folgende Leistungen:
- Buchfihrungs- und Geschaftsflihrungsleistungen fir Tochter-GmbH & Co. KGs gegen Entgelt

- Dienstleistungen (z.B. Architektenleistungen, statische Berechnungen, Planung etc.) als Gesellschaftsbeitrag.
Diese Dienstleistungen kaufte W zum Teil zu

*  Tochter-GmbH & Co. KGs erbringen Uberwiegend vorsteuerabzugsschadliche Ausgangsleistungen (Errichtung und Veraufierung von Wohneinheiten
und Bauobjekten)

Fragestellung
Buchfiihrungs- &

Geschiftsfiihrungs-
Leistungen gegen
Entgelt

Ist W zum Vorsteuerabzug aus den Eingangsleistungen im Zusammenhang mit den als Gesellschafterbeitrag an die Tochter-GmbH & Co. KGs geleisteten
Dienstleistungen berechtigt?

Entscheidung

«  Entgeltliche Buchfiihrungs- und Geschaftsflihrungsleistungen stellen wirtschaftliche Tatigkeit im Sinne der Mehrwertsteuersystemrichtlinie dar

- W ist insoweit Unternehmerin und aus damit im Zusammenhang stehenden Eingangsleistungen zum Vorsteuerabzug
berechtigt

»  Streitgegenstandliche Eingangsleistungen stehen hingegen im Zusammenhang mit Gesellschafterbeitragen an Tochter-GmbH & Co. KGs

- Zusammenhang vielmehr zum Halten von Gesellschaftsanteilen (keine wirtschaftliche Tatigkeit).

i i i . - e Dienstleistungen als
- Da ,unentgeltliche” Weiterleitung durch W an Tochter-GmbH & Co. KGs besteht Zusammenhang mit deren vorsteuerabzugsschadlichen Tatigkeit. Gesellschafterbeitrag

- Kein Vorsteuerabzug
Diskussionspunkte

* Ableitung von allgemeinen Grundsatzen im Hinblick auf Unternehmereigenschaft und Vorsteuerabzugsberechtigung von Holdinggesellschaften
moglich/nétig?

* Umsatzsteuerliche Beurteilung von Sacheinlagen und Gesellschafterbeitrdgen neu zu bewerten?
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Vorsteueraufteilung beigemischt genutzten Grundstiicken (1/2)

BMF, Schreiben vom 20.10.2022

Grundsétze derAufteiIung )
der Vorsteuer beigemischt genutzten Grundstiicken

énggngﬂungs-l Herstellungskosten Nutzung, Erhaltung und Unterhaltung
e au e Grundsatz: Direktallokation

Grundsatz: Aufteilungsschlissel Eingangsleistungen fur die Nutzung, Erhaltung und Unterhaltung
bei gemischt genutzten Gebauden sind nach den allgemeinen
Die gesamten auf die AK oder HK des Gebaudes entfallenden Grundsatzen zunachst — soweit moglich — direkt den zum
Vorsteuerbetrage sind einheitlich — ohne vorherige Vorsteuerabzug berechtigenden bzw. diesen ausschlief3enden
Direktalloaktion von Eingangsleistungen — in einen abziehbaren Ausgangsumsatzen zuzuordnen

und einen nichtabziehbaren Teil aufzuteilen

Verbleibende Vorsteuerbetrage sind sachgerecht aufzuteilen

Die Vorsteueraufteilung muss nach einem sachgerechten

Aufteilungsschlussel erfolgen
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Vorsteueraufteilung beigemischt genutzten Grundstiicken (2/2)

BMF, Schreiben vom 20.10.2022

Sachgerechter Aufteilungsschliissel:

Anderer Aufteilungsschliissel als Gesamtumsatzschlissel ist anzuwenden, wenn er praziseres Ergebnis liefert:

Weitere Aufteilungsschliissel

konnen im Einzelfall sachgerecht
Umbauter Raum (unter sein

Flachenschliissel

(regelmaBig wirtschaftlich
prazisere
Aufteilungsmethode)

Vorsteueraufteilung nach dem Verhaltnis
der Nutzungsflachen des Gebaudes
(objektbezogener Flachenschlissel)

# Objektbezogener
Umsatzschliissel (unter
bestimmten Voraussetzungen)

Ausstattung der unterschiedlich genutzten
Raume weicht erheblich voneinander ab

Erhebliche Unterschiede: insbesondere
dann, wenn sich die Dicke der Decken und
Wande oder die Innenausstattung
erheblich voneinander unterscheiden

bestimmten
Voraussetzungen)
erhebliche Abweichungen in der

Geschosshohe: Vorsteueraufteilung nach
umbautem Raum

Zur Vorsteueraufteilung im Fall einer
Schulsporthalle nach den Nutzungszeiten (vgl.
BFH-Urteil vom 26.04.2018 — V R 23/16)

Kommen neben dem Gesamtumsatzschlissel mehrere andere prazisere Aufteilungsschlissel in Betracht, ist nicht zwingend die praziseste Methode anzuwenden. Die Entscheidung
Uber den anzuwendenden praziseren Aufteilungsschliissel obliegt in diesen Fallen dem Unternehmer; das Finanzamt kann diese Entscheidung allerdings daraufhin tberprifen, ob sie
sachgerecht ist
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VATldentification Number Information System (V.1.S. Saas)

Zusammenfassende
Meldung

Im Rahmen der Zusammenfassenden
Meldung muss die USt-IdNr. eines
Geschéaftspartners verpflichtend
eingetragen werden.

(EU) Dienstleistungen

Nachweis der Unternehmereigenschaft bei
Kunden bei grenziiberschreitenden (EU)-
Dienstleistungen

Intrastat

Seit Januar 2022 muss die USt-IdNr. eines
Geschaftspartners auch bei der Anmeldung
zur AuRenhandelsstatistik (Intrastat)
verpflichtend eingetragen werden.

Innergemeinschaftliche
Lieferungen

Seit Januar 2020 ist eine korrekte USt-IdNr.
eine materiell-rechtliche Voraussetzung fur die
Steuerbefreiung von innergemeinschaftlichen
Lieferungen

Dokumentationspflicht

Unternehmer sind gesetzlich dazu verpflichtet, die Richtigkeit und
Gultigkeit der USt-IdNr. regelmafig zu prifen und dies zu dokumentieren
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ESGimBereichder indirekten Steuern

ESGim Bereich der
indirekten Steuern

In vielen Unternehmen werden
aktuell MaRnahmen im Bereich
ESG umgesetzt und Anpassungen
des Reportings auf neue
Berichtspflichten erfolgen. Doch
es bestehen auch Auswirkungen
im Bereich der indirekten Steuern!

Environmental Taxes

Durch die Einfihrung von Plastiksteuern, einer Reform der Energiesteuerrichtlinie zur Férderung
einer kohlenstoffarmen und energieeffizienten Wirtschaft, dem Brennstoffemissions-
handelsgesetz (BEHG) und der geplanten Einfihrung von CBAM bestehen zum Teil bereits
konkrete MalRnahmen im Bereich der indirekten Steuern

Vorhandensein relevanter Informationen

Die Einfihrung der Environmental Taxes fuhrt auch in der Steuerabteilung zu neuen Nachweis-
und Dokumentationspflichten. Somit ist sicherzustellen, dass die Steuerabteilung fruhzeitig
eingebunden wird, um z.B. den Anteil an nicht recycletem Plastik ermitteln und eine zutreffende
Besteuerung gewahrleisten zu kénnen

MaRnahmen in den Bereichen “E”, “S” und “G”

Daneben kdénnen auch EinzelmaRnahmen Auswirkungen auf indirekte Steuern haben, wie z.B.
die Einfihrung von CO,-Kompensationsmodellen, Einsparungen von CO, in der Pkw-Flotte, die
Bereitstellung von Ladeboxen, Fahrrad-Leasing, Sportkursen fir die Mitarbeiter und vieles mehr

Prozesse und Einbindung

Allen MaRnahmen und Gesetzesvorhaben ist gemein, dass es erforderlich ist als Steuerabteilung
frihzeitig eingebunden zu sein. Nur so kann gewahrleistet werden, dass relevante Informationen
vorliegen bzw. die zutreffenden (umsatz-)steuerrechtlichen Schlussfolgerungen gezogen werden
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Entgeltliche Garantiezusagenim Fokus der Finanzverwaltung

BMF-Schreiben vom 11.05.2021, 18.06.2021 und 18.10.2021

+ Umsetzung BHF-Urteil von 2018: entgeltliche Garantiezusage eines Kfz-Handlers ist als eigenstandige Leistung umsatzsteuerbefreit, unterliegt aber der Versicherungsteuer
» Dieser Grundsatz ist laut BMF jedoch branchenubergreifend fur sehr unterschiedliche Fallkonstellationen anwendbar

» Betroffen sind also auch Industrie- und Handelsunternehmen, Dienstleister etc.

» Ausnahmen denkbar: Vollwartungsvertrage, kein ,gesondertes” Entgelt etc.

» Ausgestaltung der Vertragsbedingungen von besonderer Bedeutung

+ Ablauf der Ubergangsfrist zum 31. Dezember 2022

Mogliche Folgen

» Einschrankungen des Rechts zum Vorsteuerabzug (Vorsteuerzuordnung und -aufteilung, sog. ,Vorsteuerschlissel®)
» Zusatzliche umsatzsteuerliche Deklarations- und Compliance-Pflichten

* Neue versicherungsteuerliche Deklarations- und Compliance-Pflichten (Versicherungsteueranmeldungen, Aufzeichnungspflichten etc.)

Handlungsbedarf

» Betroffenheitsanalyse

» Versicherungsteuerrechtliche, versicherungsaufsichtsrechtliche und umsatzsteuerliche Analyse bestehender oder geplanter Vertragsverhaltnisse
» Erfassung und Bewertung der Handlungsoptionen, Vertragsgestaltung

» Vorsteuerzuordnungs- und Vorsteueraufteilungskonzept (,Vorsteuerschlissel®)

» Integration des Themenkreises ,Garantiezusagen® bzw. ,Versicherungsteuer in ein bestehendes Tax Compliance Management System (,Steuerliches Internes Kontrollsystem®)
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Trade & Customs - Hot Topics

m BFH Urteil Hamamatsu Zollwert

BFH-Urteil v. 17.5.2022 VII R 2/19 - Hamamatsu —

Zollwertrechtliche Behandlung von nachtraglichen
Verrechnungspreisanpassungen

» Zollwertermittlung ist eine waren- und stichtagsbezogene
Wertermittlung (gilt fur alle Methoden)

+ Anderungen der tatséchlichen und rechtlichen Verhéltnisse Trade & Zollkodexreform
nach dem Zeitpunkt der Annahme der Zollanmeldung Ziel der Revision ist eine einheitliche
htferti keine Erstattung.
rechtiertigen keine Erstatiung CUStoms Anwendung der Zollvorschriften in der EU,
* Nachweispflicht bei einem Erstattungsantrag liegt beim Zol | recht sowie effiziente und verschlankte Prozessen

Antragsteller fir Unternehmen und Zollverwaltungen durch

» einheitliche IT-Infrastruktur (“IT-
Union”)/Digitalisierung

* nachtragliche Erhéhungen flihren jedoch zu einer
Nacherhebung durch die Zollbehorden.

Exportkontrolle

» konsequente Umsetzung von bereits
gesetzlich verankerten Vereinfachungen
fir AEO-Unternehmen, wie self-
assessment und Zentrale Zollabwicklung

Offentliche Konsultation wurde Mitte
September abgeschlossen. Die Annahme
der Kommission wird im 4. Quartal 2022
erwartet.

Verscharfung der Sanktionen gegeniiber Russland

Bk

Folgende MaRnahmen wurden mit dem 8. Sanktionspaket am 6.10.2022 eingefuhrt, u.a.

» Listung weiterer Personen & Organisationen

» weitere Ausfuhrverbote fur Guter, u.a. fur elektronische Komponenten, Chemikalien und Ersatzteile sowie Teile von zivilen Waffen
» Importverbote fiir u.a. Stahl, Stahlerzeugnisse, Zellstoff und Papier, bestimmte Maschinen, Kunststoffe

«  Preisobergrenze fiir russisches Ol

EHEE | 145



05-07

Naturliche Personen
lnd Lohnsteuer



Natiirliche Personen und Lohnsteuer - Uberblick

Inflationsausgleichsgesetz:
Einkommensteuertarife; Kindergeld/Kinderfreibetrage;
Unterhalthdchstbetrag

Jahressteuergesetz 2022: Forderung des Ausbaus von

Photovoltaikanlagen; Homeoffice-Pauschale; Hausliches
Arbeitszimmer; Sparer-Pauschbetrag; Ehegattentbergreifender

Verlustausgleich

Weitere steuerliche und ausgewabhlte nichtsteuerliche

@ MaRnahmen im Uberblick: u.a. Entfernungspauschale fiir
Fernpendler; Erhohung Arbeitnehmer-Pauschbetrag; Zuschuss
(“Inflationsausgleich) von Arbeitgebern

Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbeziige:
BMF, Schreiben vom 15.03.2022

Weitere Verwaltungsanweisungen im Uberblick:
Lohnzahlungszeitraum, R 39b.5 Abs. 2 Satz 4 LStR-E (2023);

Mitarbeiterbeteiligungen (BMF, Schreiben vom 16.11.2021)

Urteil des BSG zur Sozialversicherung (Keine Beitragsfreiheit bei Entgeltumwandlung)
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Inflationsausgleichsgesetz - weitere Themen

]

Erhohung Kindergeld

Das Kindergeld soll ab 2023 in einem
Schritt erhéht werden (§ 66 EStG):

Ab 2023

02

Erhohung Kinderfreibetrag

Der Kinderfreibetrag (§ 32 Absatz 6
EStG) soll fur jeden Elternteil

ruckwirkend im Jahr 2022 von 2.730 €
auf 2.810 €,

im Jahr 2023 von 2.810 € auf 3.012 €,

im Jahr 2024 von 3.012 € auf 3.192 €
angehoben werden.

03

Anhebung
Unterhalthochstbetrag
Der Unterhalthdchstbetrag soll fur

2022 von 9.984 € auf 10.347 €
angehoben werden (§ 33a EStG).




Jahressteuergesetz 2022

Aktueller Stand: Stellungnahme Bundesrat vom 28.10.2022

Forderung des Ausbaus von Photovoltaikanlagen mit Wirkung zum 01.01.2023

» Ertragsteuerbefreiung fir Einnahmen aus bestimmten kleineren Photovoltaikanlagen (§ 3 Nr. 72 EStG-E)

01 * Nullisteuersatz fur Lieferung, ig Erwerb, Einfuhr und Installation von bestimmten kleineren Photovoltaikanlagen
und Stromspeichern (§ 12 Abs. 3 UStG-E)
Homeofficepauschale
Homeoffice-Pauschale i.H.v. 5 Euro pro Tag wird dauerhaft gewahrt
» Hochstbetrag von 600 € wird auf 1.000 € pro Jahr erhéht (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6¢ EStG-E)
* Anwendung ab dem 01.01.2023 (§ 52 Abs. 6 Satz 12 EStG-E)
Hausliches Arbeitszimmer
03 * Umwandlung des bisherigen Hochstbetrages der abzugsfahigen Aufwendungen von 1.250 € in Pauschbetrag
gleicher Hohe (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6b EStG-E); Anwendung ab dem 01.01.2023 (§ 52 Abs. 6 Satz 12 EStG-E)
Kapitalertrage
* Anhebung Sparer-Pauschbetrag ab 01.01.2023 auf 1.000/2.000 € (zuvor 801/1.602 €) (§ 20 Abs. 9 EStG-E, Art. 30
Abs. 6 JStG 2022-E)

+ Ehegatteniibergreifender Verlustausgleich: Verrechnung positiver und negativer Kapitalertrage erstmals im
Veranlagungszeitraum 2022 (§§ 20 Abs. 6 Satz 3, 52 Abs. 1 EStG-E).

05 Altersvorsorgeaufwendungen/Ausbildungsfreibetrag
» Vollstandiger Abzug von Altersvorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben ab 01.01.2023 (§ 10 Abs. 4 Satz 2
EStG-E)

» Erhéhung des Ausbildungsfreibetrags von 924 auf 1.200 € ab 01.01.2023 (§ 33a Abs. 2 EStG)
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Weitere Manahmenim Uberblick

Entfernungspauschale fiir Fernpendler

Anhebung der Entfernungspauschale fur Fernpendler
ab dem 21. Kilometer (um 3 Cent) auf 38 Cent (§ 9
Abs. 1 Satz 3 EStG)

Ruckwirkende Anwendung zum 01.01.2022 befristet bis
2026

Eingefuihrt durch Steuerentlastungsgesetz 2022;
Verkindung (27.05.2022)

Arbeithehmer-Pauschbetrag

Anhebung Arbeitnehmer-Pauschbetrag (um 200 Euro)
auf 1.200 € (§ 9a Satz 1 Nr. 1a EStG)

Ruckwirkende Anwendung zum 01.01.2022

Eingefuihrt durch Steuerentlastungsgesetz 2022;
Verklindung (27.05.2022)

Kurzarbeitergeld

Verlangerung der Sonderregelungen fir das
Kurzarbeitergeld bis zum 31.12.2022

Eingeflhrt durch Verordnung zur Anderung der
Kurzarbeitergeldzugangsverordnung vom 22.06.2022

Inflationsausgleichs-Sonderzahlungen

Steuer- und sozialabgabenfreier Zuschuss
(“Inflationsausgleich”) von Arbeitgebern an
Arbeitnehmer von bis zu 3.000 € ab 26.10.2022

Gesetz zur temporaren Senkung des
Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen Uber das
Erdgasnetz; Verkiindung (25.10.2022)

Minijob und Midijob-Grenzen

Anhebung der Minijob-Grenze auf 520 € (zuvor 450 €)
ab dem 01.10.2022

Anhebung der Midijob-Grenze auf monatlich 1.600 €
(zuvor 1.300 €) ab dem 01.10.2022

- Eingeflhrt durch Gesetz zur Erhéhung des Schutzes
durch den gesetzlichen Mindestlohn; Verkindung
(28.06.2022)

Geplante Anhebung der Midijob-Grenze auf monatlich
2.000 € (zuvor 1.600 €) ab dem 01.01.2023

- Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung des
Ubergangsbereichs; Zustimmung Bundesrat vom
28.10.22
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Sachbeziige

BMF, Schreiben vom 15.03.2022: Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbeziige

m Anpassung an neue Definition Sachbezug E‘ i
Freigrenze Erganzungen bei der Ausgabe von
. <
Bis 31.12.2021: 44 € Gutscheinen und Geldkarten
Ab 01.01.2022: 50 € ‘“::i'f
; A\
. mgsm - - N
slmm Definition Geldleistung Steuerbefreiung des |I|| SN\
- Erganzung um Gutscheine/Geldkarten, § 3 Nr. 50 EStG N
die (a) fur den Erwerb von . AN
Kryptowahrungen verwendet werden gjss;rc;r:::rsf:?zq%g?iglr e Vil '.
kdnnen, (b) ausschlieBlich berechtigen, Rah 9 ) pie \\ -
sie gegen andere Gutscheine oder bat 'mtjn%rogrgn:tr;éu einer ‘
Geldkarten einzulésen (z. B. etrieblichen Fortblidung . ~
Gutscheinportale) —
PN -

Uberarbeitung und Ersetzung des BMF Schreibens vom 13.04.2021 3 o
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Anwendung der Lohnsteuertagestahelle - Anderung der LStR

» Arbeitnehmer (Wohnsitz und gewohnlicher Aufenthalt im Ausland), angestellt bei auslandischer Betriebsstatte
» Tageweise Tatigkeit im deutschen Stammhaus, kein voller Monat
« Steuerpflicht in D fir tageweise Tatigkeit (keine Anwendung der 183-Tage Regel)
» Besteuerung:
- Bis 31.12.2022: Anwendung Lohnsteuer-Monatstabelle
- Ab 01.01.2023: Anwendung Lohnsteuer-Tagestabelle,

Beispiel:

Ausland \ DE

Tageweise Tatigkeit
im Inland

Hinweis:

Gilt auch bei Tatigkeit fur mehrere rechtlich eigenstandige Gesellschaften innerhalb des Konzerns in verschiedenen Staaten, sofern nach den
Regelungen des maligebenden DBA das Besteuerungsrecht jeweils den entsprechenden Tatigkeitsstaaten zugewiesen wird

Ggf. Reduzierung der nachteiligen Effekte aus der Tagestabelle durch Veranlagung zur Einkommensteuer mdglich:

* Arbeitnehmer aus EU/EWR - Veranlagungsoption - Progressionsvorbehalt & Jahrestabelle - Glnstigerprifung erforderlich

* Aber: Arbeitnehmer aus Drittland (z.B. business commuters aus UK) - keine Veranlagungsoption = bleibt bei Tagestabelle

Beachte:

Nach dem Wortlaut der Richtlinienergadnzung keine Beschrankung auf grenziberschreitende Mitarbeitereinsatze. Daher ist es denkbar, dass eine
Berucksichtigung der Tagestabelle auch bei anderen Sachverhaltskonstellationen, in denen keine Steuerpflicht wahrend des gesamten
Kalendermonats besteht, durch die Finanzverwaltung als anwendbar erachtet wird:

- z.B. Entfall der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Elternzeit, Kurzarbeit
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Sozialversicherung

BSG, Urteil vom 23.02.2021, B 12 R 21/18 R

Steuerrecht

Das Steuerrecht erfordert firr die Steuerfreiheit oder Pauschalierung von geldwerten Vorteilen eine Beispiel

ah atzlich hnehi hul Arbeitsloh i i lich defini Fall
Gewahrung zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn nur in bestimmten gesetzlich definierten Fallen Arbsitgeber stellt MitarbaitaIISIEHTIEETE

FUr Ubrige Sachverhalte fiihren auch Entgeltumwandlungen zu einer steuerlichen Beglinstigung Tablets zur beruflichen und privaten Nutzung zur
Verfligung. Die Gerate verbleiben im Eigentum des

Bundessozialgericht A.rbelt.geber.s urld werden Iedlgllch .zur Nu"tzung e_l.n
die Mitarbeiter tUberlassen. Mitarbeiter missen flir

Beitragsfreiheit fir steuerfreie einmalige und laufende Einnahmen nur wenn diese zusatzlich gewahrt werden, BNt (RN RS te S Na 1= R G L D

Keine Beitragsfreiheit bei Entgeltumwandlung (auch bei teilweisem Ersatz fiir den vorherigen Entgeltverzicht) [RECESREUECIIUEE e
(Urteilsfall: Tankgutscheine und Werbeeinahmen)

Abkehr von friherer Auffassung der Sozialversicherungstrager Steuerrecht:

Spitzenorganisationen der Sozialversicherung Die Uberlassung der Geréte ist nach § 3 Nr. 45
EStG steuerfrei, da es sich um betriebliche Gerate

handelt. Ein Zusatzlichkeitserfordernis besteht
nicht; der Lohnsteuer unterliegt nur der um die
Entgeltumwandlung geminderte Bruttolohn

FUr Sozialversicherungszwecke wird hinsichtlich der Definition der Zusatzlichkeit ebenfalls auf die steuerliche
Definition aus § 8 Abs. 4 EStG abgestellt, so dass diesbezuglich kinftig Gleichlauf zwischen Steuer- und
Beitragsrecht besteht

Beitragsfreiheit setzt allerdings immer eine zusatzliche Gewahrung voraus, auch wenn dies steuerlich nicht
erforderlich ist

Sozialversicherung:

Trotz Steuerfreiheit keine Beitragsfreiheit, da
sozialversicherungsrechtlich generell die

Zusatzlichkeit verlangt wird. Der Verbeitragung
Handlungsempfehlung unterliegt der ungekurzte Bruttolohn vor

Uberpriifung aller Entgeltumwandlungsmodelle hinsichtlich sozialversicherungsrechtlicher Risiken Entgeltumwandlung

- Verschérfung der Rechtslage

Geltung fur Entgeltabrechnungszeitraume ab 1. Januar 2022
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Digitalisierungim
steuerrecht



Weiterentwickiung der GoBD

Grundsatze ordnungsmaBiger DV-gestiitzter Buchfiihrungssysteme

7. November 1995 : Die GoBS sind von der Arbeitsgemeinschaft

fur wirtschaftliche Verwaltung e. V. (AWV) ausgearbeitet und durch ein Schreiben des BMF
1995 bekannt gegeben worden. Sie konkretisieren bzw. stellen Regeln fiir die Buchflihrung
mittels Datenverarbeitungssystemen auf

April 2013

Grundsatze zum Datenzugriff und zur Priifbarkeit digitaler Unterlagen

16. Juli 2001: Die GDPdU enthalten Regeln zur Aufbewahrung digitaler Unterlagen und zur Weitere

Mitwirkungspflicht der Steuerpflichtigen bei Betriebsprifungen. GoBD
Entwiirfe

Fragen und Antworten zum Datenzugriffsrecht der Finanzverwaltung

22. Januar 2009: Bei diesem Fragen- und Antworten-Katalog handelt es sich um eine

Orientierungshilfe fir die Anwendung des Datenzugriffsrechts.

i GoBD

BMF-Schreiben vom 14. November 2014 (GoBD) R —
— Zusammenfassung der GoBS, GDPdU — Inhalte: Anpassung an moderne lichung

und des Fragen- und Antwortenkatalogs Buchfiihrungssysteme, neue Vorgaben,

der Finanzbehdrden zum Klarstellungen und Erleichterungen 14.11.2014

Datenzugriffsrecht. S
Novellierung GoBD vom 28.11.2019
Insbesondere Anpassungen im Bereich des mobilen Scannens und des ersetzenden 28.11.2019
Konvertierens

IDW PH 9.860.4 14.07.2021

Gesetzentwurf [...] zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts 01.01.2023?

g“
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Datenzugriffim Sinne der GoBD

Z1-Unmittelbarer Zugriff

Betriebsprifer nutzt selbst das DV-
System des Steuerpflichtigen zur Einsicht
und Auswertung (Nur Lesezugriff!)

Datenzugriff geman § 146, § 147
und §200A0

Iweck -~
e
Rationalere und zeitnahe Betriebsprifung, - . :
Buchfiihrungssysteme, Maschinelle Auswertungen durch Steuerpflichtigen 2=
Auswertung (Volltextrecherche nach den Vorgaben der BP auf eigenem P/ &7
und/oder technisch unterstitzte Svstem gy 7
Prifungsschritte) y /, / {
,": \¥
Grundsatz der Verhaltnismasigkeit 13-Datentragerberlassung
T e e e Aushandigung der Daten auf Datentragern f“"‘ha Y N
AuRenpriifung, Nur steuerrelevante Daten an BP und Auswertung auf DV-System des : QA .
Betriebsprifers \;7

Aktuelle Entwicklung: Gesetzentwurf zur Umsetzung von DAC7 und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts

- EinfGhrung einer Verordnungsermachtigung fur das BMF zur Vereinheitlichung von digitalen Schnittstellen (§ 147b AO-E)

- Beweiskraft der Buchfuhrung (§ 158 AO-E): Die grundsatzliche Vermutung der Richtigkeit der Buchfuhrung wird aufgehoben, soweit die
Finanzverwaltung digitale Schnittstellen bestimmt hat, die Aufzeichnungen aber nicht gemafR diesen Vorgaben zur Verfligung gestellt werden.
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Zubeachtende Fristen
Zum Jahresende -
Auswani



Fristen zum Jahresende - auf den Punkt gebracht

Degressive AfA
» Befristet fur bewegliche Wirtschaftsguter des AV, die bis zum 31.12.2022 angeschafft oder hergestellt werden (§ 7 Abs. 2 EStG)
* Bis zu 25% pro Jahr, héchstens das 2,5-fache der linearen AfA =

» Vorteilhaft bei WG mit Nutzungsdauer von > 4 Jahre; z.B. Pkw-Fuhrpark (6 Jahre It. amtlicher AfA-Tabelle), Mobilfunkgerate
(5 Jahre It. amtlicher AfA-Tabelle)

AfA Wohnimmobilien, Nachweis kiirzere RND

» Abschaffung Nachweismaglichkeit kiirzere Restnutzungsdauer (letztmalig fir VZ 2022)
* i.Z.m. Anhebung AfA-Satz auf 3% fiir nach dem 30.06.2023 fertiggestellte Wohnimmobilien, bisher 2% bzw. 2,5% (§ 7 Abs. 4 EStG)

Corona-Hilfen
» Einheitliche Schlussabrechnungsfrist 30.06.2023
» Eintragungspflicht Transparenzregister: Eintragung muss bis spatestens zur Abgabe der Schlussabrechnung erfolgt sein

» Verletzung Verpflichtung bedeutet Risiko der Riickzahlung der Coronahilfen
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Fristen zum Jahresende - auf den Punkt gebracht

Wahrungskursverluste bei Korperschaften
Ab 01.01.2022 abziehbar gem. § 8b Abs. 3 Satz 6 KStG

Verlustnutzung

» Erweiterter Verlustriicktrag — Wahlrecht auf Verlustriicktrag auf bis zu 2 vorangegangene Veranlagungszeitraume (§ 10d EStG)

* Anhebung des Verlustriicktrags auf 10 Mio. EUR (20 Mio. EUR bei Zusammenveranlagung), befristete Anhebung fiir die
VZ 2022-2023, ab VZ 2024 gelten bisherige Obergrenzen

Wegzugsbesteuerung (§ 6 AStG)

06 + Letztmalige Anwendung der Altfassung fiir VZ 2021!
* AbVZ 2022 gilt Neufassung

khiG 15



Fristen zum Jahresende - auf den Punkt gebracht

Hinzurechnungsbesteuerung (§§ 7 ff. AStG)
* Letztmalige Anwendung der Altfassung fir VZ 2021!
* AbVZ 2022 gilt Neufassung =

Registerfalle
* Anwendungsbereich beschrankte Steuerpflicht bis 31.12.2021: nur bei Zahlungen an nahestehende Personen (alle)
* In 2022: bei Zahlungen an nahestehende Personen (alle) und fremde Dritte (nur nicht-kooperative Steuerhoheitsgebiete)

* Ab 2023: nur Zahlungen an nahestehende Personen und fremde Dritte in nicht-kooperativen Steuerhoheitsgebiete

Steueroasenabwehrgesetz/Verordnung
* Inkrafttreten am 24.12.2021, grundsatzliche Anwendung ab 01.01.2022

» Verscharfte Hinzurechnungsbesteuerung ab 2022 fiir Lander, die in 2021 auf die Liste der nicht-
kooperativen Staaten aufgenommen wurden (§§ 9, 10 Steueroasenabwehrgesetz)

* Neufassung des § 10 (,QuellensteuermaRnahmen*) durch das JStG 2022, Anwendung ab 2022
vorgesehen
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Fristen zum Jahresende - auf den Punkt gebracht

12

Funktionsverlagerungsverordnung
* Letztmalige Anwendung der Altfassung fir VZ 2021!
+ Ab VZ 2022 gilt Neufassung, Anderungen betreffen Anpassungen an das AbzStEntModG

Grunderwerbsteuer, Nachbehaltensfrist
» Verlangerung der Nachbehaltensfrist in § 5 Abs. 3 Satz 1 GrEStG von 5 auf 10 Jahre, JStG 2022

e Rickwirkendes Inkrafttreten bereits zum 01.07.2021!

Grundsteuer-Reform

» Bisherige Einheitswerte bis zum 31.12.2024 weiterhin fiir die Besteuerung mafigeblich, Erstbewertung nach den
Neuregelungen auf den Stichtag 01.01.2022

» Elektronische Abgabe einer Erklarung zur Feststellung der Grundsteuerwerte bis zum 31.01.2023 erforderlich
(§ 228 BewG)

* Neue Grundsteuerwerte sollen erstmals fiir die Besteuerung in 2025 gelten
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Fristen zum Jahresende - auf den Punkt gebracht

Verlangerung Reinvestitionsfristen

+ §6b EStG und R 6.6 EStR: Fristende in dem nach dem 31.12.2022 und vor dem 01.01.2024 endenden
Wirtschaftsjahr

» § 79 EStG: Investitionsfrist bis 2023 verlangert (bisher Ablauf in 2022)

Abzinsung Verbindlichkeiten

» Streichung Abzinsungspflicht unverzinslicher Verbindlichkeiten erstmals fir Wirtschaftsjahre,
die nach dem 31.12.2022 enden (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG)

» Freiwillige Anwendung auf Antrag (formlos) fiir alle noch nicht bestandskraftigen VZ maoglich

Fristverlangerungen

+ Gestaffelte Verlangerung der Abgabefrist fir Steuererklarungen fir VZ 2020-2024 fiir Beraterfalle sowie VZ 2020-2023 fir nicht
beratene Falle

» Jeweils entsprechende Verlangerung der zinsfreien Karenzzeit fir VZ 2020-2024 sowie der Fristen fiir Verspatungszuschlage

» Verlangerung der Fristen zur Anpassung von nachtraglichen Vorauszahlungen zur Vermeidung von Verzinsung nach § 233a AO
fur die VZ 2020-2024
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wichtige anhangige
verfanren
BVerfG/EuGH



Wichtige anhangige VerfahrenbeimBVerfG/EuGH - Auswahl

2 BvL 19/17: § 8c KStG bei
Ubertragungen > 50%
Vorgehend: Finanzgericht Hamburg,

Vorlagebeschluss vom 29.8.2017
(2 K 245/17)

2 BvL 1/16: Zinsschranke
(§§ 4h EStG, 8a KStG)

Vorgehend: BFH, Entscheidung
vom 14.10.2015 (I R 20/15)

2 BvL 8/13: Ubertragung von WG
zwischen beteiligungsidentischen
PersGes zum BW (§ 6 Abs. 5 Satz
3 EStG)

Vorgehend: BFH, Beschluss vom 10.4.2013
(IR 80/12)

KPMG

Entsprechende
Bescheide
offen halten/prifen, ob

ggf.
Vorlaufigkeitsvermerk

enthalten ist!

—

H_

2 BvL 6/22: Vereinbarkeit der
Abgeltungsteuer mit Art. 3
Abs. 1 GG (§ 32d Abs. 1 EStG
i.V.m. § 43 Abs. 5 EStG)
Vorgehend: FG Niedersachsen,

Vorlagebeschluss vom 18.3.2022
(7 K120/21)

2 BvL 19/14: Mindestbesteuerung
(§ 10d EStG) bei Definitiveffekten
(d.h. endgultiger Wegfall der

Verluste z.B. aufgrund § 8c KStG)

Vorgehend: BFH, Beschluss vom
26.2.2014 (I R 59/12)

2 BvL 22/17: Abzinsung von
Pensionsriickstellungen mit
6% (§ 6a EStG)

Vorgehend: FG Kdln, Beschluss vom
12.10.2017 (10 K977/17)
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Anhang: Ausgewanite
Gesetzgebungsverfanren
ImUberblick



Viertes Gorona-Steuerhilfegesetz

Viertes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher HilfsmaBRnahmen zur Bewaltigung der Corona-Krise
(Viertes Corona-Steuerhilfegesetz)

Stand: Abgeschlossen, Verkindung BGBI. (22.06.2022)

» Dauerhafte Ausweitung Verlustriicktrag auf 2 Jahre Ausweitung Steuerfreiheit Pflegebonus
» Verlangerung der erweiterten Verlustverrechnung @ @ zusatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn
(10 Mio. €) bis Ende 2023; Ab 2024: wieder alte . gewahrt in der Zeit vom 18.11.2021 bis zum
Betragsgrenze von 1 Mio. € 31.12.2022; Steuerfreiheit bis zu einem Betrag von
. o 4.500 €

Fristverldngerung fiir steuerbegiinstigte Wesentlicher Weitergehende Verlangerung Abgabefristen

(Re-)Investitionen (§§ 6b umd 7g EStG) um Inhalt Steuererklarungen
jeweils ein weiteres Jahr

» Verlangerung Homeoffice-Pauschale

5€ T .600 € im Jah in Jahr bi
21 15?0239’ max im Jahr) um ein Jahr bis Streichung Abzinsungspflicht unverzinslicher
e Verbindlichkeiten

* Verlangerung der degressiven AfA als Alternative
zur linearen AfA (Anschaffung/Herstellung nach
dem 31.12.2019 und vor dem 01.01.2023)

khiG 16



JS1G 2022

Aktueller Stand: Stellungnahme Bundesrat vom 28.10.2022 zum Regierungsentwurf vom 14.09.2022

Immobilien Homeoffice Forderung des

* einheitlicher AfA-Satz (3 %) fur »  Dauerhafte Entfristung der Homeoffice- Ausbaus von
Wohngebaude und Abschaffung der Pauschale i.H.v. 5 Euro pro Tag und Photovoltaikanlagen
Nachweismdglichkeit einer tatsachlich Anhebung des maximalen Abzugsbetrags . .
kirzeren Nutzungsdauer von 600 Euro auf 1.000 € pro Jahr (§ 4 Abs. mit erkung Zum

»  Verlangerung Nachbehaltensfrist in § 5 5 Satz 1 Nr. 6c ESIG-E) 01.01.2023
Abs. 3 Satz 1 GrEStG von finf auf * Hausliches Arbeitszimmer: Umwandlung des . Ertragsteuerbefreiung fiir
zehn Jahre; rickwirkendes bisherigen Hochstbetrages der Einnahmen aus bestimmten
Inkrafttreten zum 01.07.2021 abzugsfahigen Aufwendungen von 1.250 € in Kleineren Photovoltaikanlagen

Pauschbetrag gleicher Hohe (§ 4 Abs. 5 Satz (§ 3 Nr. 72 EStG-E)

1 Nr. 6b EStG-E)

*  Nullsteuersatz Umsatzsteuer
fur Lieferung,
innergemeinschaftlichen
Erwerb, Einfuhr und
Installation von bestimmten
kleineren Photovoltaikanlagen
und Stromspeichern (§ 12 Abs.
3 UStG-E)

Beschrankte Steuerpflicht bei Kapitalertrage

,,Registerféllen“ »  Anhebung Sparer-Pauschbetrag ab

weitgehende Abschaffung fiir die Zukunft und riickwirkende B> |-000/2.000 € (von 801/1.602 €)

Abschaffung fur Drittlizenzen » Ehegattenubergreifender Verlustausgleich in der
Einkommensteuerveranlagung ab 2022: Verrechnung positiver
und negativer Kapitalertrage
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JS1G 2022

Aktueller Stand: Stellungnahme Bundesrat vom 28.10.2022 zum Regierungsentwurf vom 14.09.2022

Kapitalertragsteuer Umsatzsteuer — Umsetzung Richtlinie

(EU) 2020/284

*  (Aufzeichnungs-)Pflichten fiir Zahlungsdienstleister bei
grenziiberschreitenden Zahlungen, die je Kalendervierteljahr
mehr als 25 grenziiberschreitende Zahlungen an denselben
Zahlungsempfanger tatigen

* Crowdfunding: Vereinheitlichung bei den
verschiedenen in der Praxis vorkommenden Varianten
(Darlehen i.S.v. § 20 Abs. 1 Nr. 4 oder Nr. 7 EStG)

* Kryptowertpapiere: Steuerabzug durch depotfiihrende
Stelle oder, sofern kein Intermediar vorhanden, durch
registerfiihrende Stelle (Kryptowertpapierregister) * ab 2024

Altersvorsorgeaufwendungen Abgabenordnung
Abzug als Sonderausgaben zu 100 % ab 2023 (Umsetzung » Aufbau direkter Auszahlungsweg fur 6ffentliche Leistungen unter Nutzung
Koalitionsvertrag und BFH X R 20/19, 33/19) der steuerlichen Identifikationsnummer, insb. mit Blick auf das geplante

Klimageld (§ 139b AO-E)

*  Mitteilung der Kontonummern an das BZSt durch Familienkasse, Trager
der gesetzlichen Rentenversicherung oder Kreditinstitute (im Auftrag des
Kontoinhabers); Zeitpunkt wird durch BMF bestimmt und bekanntgemacht
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Entlastungspaket Ukraine-Krieg

Steuerliche MaBnahmen und ausgewéhlte nichtsteuerliche MaRnahmen im Uberblick
(Haken = umgesetzt bzw. vom Bundestag beschlossen)

Unternehmenssteuern

* Bereits jetzt Beginn der nationalen Umsetzung der international
vereinbarten Mindestbesteuerung (auch ohne Einigung in EU)

* Verlangerung des sogenannten Spitzenausgleichs bei den
Strom- und Energiesteuern um ein weiteres Jahr

Arbeitgeber/Lohnsteuer

» Steuer- und sozialabgabenfreier Zuschuss (“Inflationsausgleich”)
von Arbeitgebern an Arbeitnehmer von bis zu 3.000 €

* Verlangerung der Sonderregelungen fur das Kurzarbeitergeld
Uber den 30.09.2022 hinaus

*  Anhebung der Midi-Job-Grenze auf monatlich 2.000 € ab dem
01.01.2023.

Umsatzsteuer

» Verlangerung der Absenkung der Umsatzsteuer fiir Speisen in
der Gastronomie auf 7 Prozent

»  Senkung der Umsatzsteuer fiir Gaslieferungen lber das
Erdgasnetz und Warme (ber ein Warmenetz auf 7 Prozent
befristet bis Ende Marz 2024.

06

Natiirliche Personen

.

.

.

.

Abbau der Kalten Progression ab dem 01.01.2023
Volle steuerliche Absetzung der Rentenbeitrage ab dem 01.01.2023
Entfristung und Verbesserung der Home-Office Pauschale

Erhéhung Kindergeld in einem Schritt bereits zum 01.01.2023

Energiemarkt

.

Abschopfung von ,Zufallsgewinnen“ von Energieunternehmen:
Erl6s- bzw. Preisobergrenzen flr besonders profitable Stromerzeuge

Solidarititsbeitrag fiir Uberschussgewinne im fossilen Sektor
Strompreisbremse und Dampfung des Anstiegs der Netzentgelte

Verschiebung der flir 2023-2025 anstehenden Erhéhungen des CO2-
Preises um jeweils ein Jahr

Unternehmenshilfen

)

Verlangerung und teilweise Erweiterung der bestehenden
Hilfsprogramme fir Unternehmen bis zum 31.12.2022: KfW
Sonderprogramm UBR, Bund-Lander-Burgschaftspro-gramme,
Energiekostendampfungsprogramm, Margining-
Finanzierungsinstrument, Eigen- und Hybridkapitalhilfen

Hilfsprogramme (Hartefallregelung) fir bestimmte Bereiche
(finanzielle Belastungen trotz Strom- und Gaspreisbremse)

| 169




Vielen Dank



Inre Ansprechpartner

CarstenDoring Dr. Claudia Dahle

Partner, Tax
T +49 431 31040 - 555
cdoering@kpmg.com

Partnerin, Tax
T +49 40 32015 - 4457
cdahle@kpmg.com

KPMG AG Wirtschafts-
prufungsgesellschaft
Sell-Speicher

Wall 55

24103 Kiel

KPMG AG Wirtschafts-
prufungsgesellschaft
Sell-Speicher

Wall 55

24103 Kiel

© 2022 KPMG AG Wirtschaftspriifungsgesellschaft, eine Aktiengesellschaft nach deutschem Recht und ein Mitglied der globalen KPMG-Organisation unabhangiger Mitgliedsfirmen, die KPMG Document Classification: KPMG Confidential | 1 71
International Limited, einer Private English Company Limited by Guarantee, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. Der Name KPMG und das Logo sind Marken, die die unabhangigen
Mitgliedsfirmen der globalen KPMG-Organisation unter Lizenz verwenden.



	Steuern, Recht, Bilanzen – bereit für 2023?
	Foliennummer 2
	Aktuelle Entwicklungen im Gesellschaftsrecht
	Foliennummer 4
	Pflicht zur Schaffung von Compliance-Strukturen�(OLG Nürnberg)
	Pflicht zur Schaffung von Compliance-Strukturen
	Pflicht zur Schaffung von Compliance-Strukturen
	Pflicht zur Schaffung von Compliance-Strukturen
	Pflicht zur Schaffung von Compliance-Strukturen
	MoPeG – Gesetz zur Modernisierung des�Personengesellschaftsrechts�
	MoPeG: Kurzübersicht
	MoPeG: Es sind alle Personengesellschaften betroffen
	MoPeG – Gesetz zur Modernisierung des�Personengesellschaftsrechts�
	Zahlreiche Änderungen, unter anderem…
	MoPeG: Ausgewählte Änderungen im Detail
	MoPeG: Ausgewählte Änderungen im Detail
	Mehr als 30 zu prüfende Änderungen…
	MoPeG – Gesetz zur Modernisierung des�Personengesellschaftsrechts�
	MoPeG-Prüfzentrum – Kurzvorstellung
	MoPeG-Testzentrum – Master
	MoPeG-Prüfzentrum – Beschlussmängelrecht
	Änderungen im Umwandlungsrecht�
	Umwandlungsrecht – Überblick der Neuerungen
	Umwandlungsrecht – Stand Gesetzgebungsverfahren
	Umwandlungsrecht – Regierungsentwurf vom 06. Juli 2022
	Umwandlungsrecht – Systematische Verortung im UmwG
	Umwandlungsrecht – Vergleich UmwandlungsRL und RegE
	Umwandlungsrecht – Vergleich UmwandlungsRL und RegE
	Umwandlungsrecht – Vergleich UmwandlungsRL und RegE
	Umwandlungsrecht – Vergleich UmwandlungsRL und RegE
	Umwandlungsrecht – Vergleich UmwandlungsRL und RegE
	Umwandlungsrecht – Vergleich UmwandlungsRL und RegE
	Weiterhin bestehende Problemfelder
	Transparenzregister�
	Transparenzregister
	Transparenzregister�
	Vielen Dank für Ihre Teilnahme
	Ihr Ansprechpartner
	Foliennummer 39
	Aktuelles aus dem Arbeitsrecht
	Foliennummer 41
	(Mögliche) Änderungen im Mitbestimmungsrecht
	Mitbestimmung im Konzern – Ausgangspunkt
	Derzeit – restriktive Zurechnung von Mitarbeitern im Konzern
	Derzeit – keine Geltung des DrittelbG für Kapital- & Co. KG
	Herausforderung – verschärfte Mitbestimmung
	Künftig – Erweiterte Zurechnung zur Obergesellschaft?
	Künftig – Erstreckung DrittelbG auf Kapital- & Co. KG?
	Arbeitszeiterfassung: �Entscheidung des BAG vom �13. September 2022 – �Az. 1 ABR 22/21
	Arbeitszeiterfassung – Ausgangspunkt
	Reformiertes Statusfest-�stellungsverfahren
	Statusfeststellungsverfahren
	Weitere Themen aus dem Arbeitsrecht
	Weitere Themen für Arbeitgeber
	Diskussion
	Vielen Dank
	Ihr Ansprechpartner
	Foliennummer 58
	Aktuelle Themen der Prüfung
	Foliennummer 60
	ESG/CSRD
	Eine neue regulatorische Welle
	Die Zeitschiene der ESG-Regulatorik
	Anwenderkreis und Zeitschiene der CSRD
	Anforderungen an die ESG Berichterstattung (Auszug)
	Beispielhafte Timeline der CSRD Implementierung für non-PIEs
	ESG Reporting – Interne & Externe Sicht
	ESG betrifft die ganze Organisation
	Latente Steuern –�Änderungen durch DRÄS 11 (DRS 18)
	DRS 18 (idF DRÄS 11) – Überblick
	DRS 18 – Wegfall von Anhangangaben durch DRÄS 11
	Auswirkungen der Energiekrise auf die Jahresabschluss-�prüfungen 2022
	Die deutsche Energiewende
	Energieknappheit
	Strom- und Gaspreisentwicklung
	Auswirkungen auf die Jahresabschlussprüfungen
	Ihre Ansprechpartner
	Foliennummer 78
	Compliance – was ist neu?
	Foliennummer 80
	Hinweisgeber-schutzgesetz (E)
	Anwendungsbereich
	Meldestellen
	Sanktionsprävention
	Mögliche Risiken und Prüfungen
	BAFA Anforderungen an ein internes Compliance Programm
	Wesentliche Merkmale des Sanktionsdurchsetzungsgesetz II
	Lieferketten-sorgfaltspflichten
	Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz
	Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG)
	EU-Lieferkettenrichtlinien-Entwurf
	Voraussichtliche Timeline EU-Lieferkettenrichtlinienentwurf
	Ihr Ansprechpartnerin
	Foliennummer 94
	Steuern – Ausgewählte Themen zum Jahresende
	Foliennummer 96
	Steuerliche Unterstützungs-maßnahmen� 
	Überbrückungshilfen 
	Überbrückungshilfen 
	Abgabefristen für Steuererklärungen 
	Degressive AfA
	Entlastungspaket Ukraine-Krieg
	Inflationsausgleichs-Sonderzahlung
	Berücksichtigung gestiegener Energiekosten 
	Beschleunigung steuerlicher Außenprüfungen und weitere AO-Änderungen 
	Beschleunigung steuerlicher Außenprüfungen und weitere AO-Änderungen 
	Beschleunigung steuerlicher Außenprüfungen und weitere AO-Änderungen
	Beschleunigung steuerlicher Außenprüfungen und weitere AO-Änderungen 
	Beschleunigung steuerlicher Außenprüfungen und weitere AO-Änderungen 
	Unternehmens-besteuerung
	Themen Unternehmensbesteuerung – Überblick 
	Verlustnutzung (§ 10d Abs. 1 EStG)
	Unverzinsliche Verbindlichkeiten (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG)
	Zinsen Steuernachzahlungen/-erstattungen
	Gewerbesteuerliche Hinzurechnung 
	Gewerbesteuerliche Hinzurechnung 
	Gewerbesteuerliche Hinzurechnung 
	Nutzungsdauer digitaler Wirtschaftsgüter
	Nutzungsdauer digitaler Wirtschaftsgüter
	Betriebsaufspaltung
	Internationales Steuerrecht und Verrechnungspreise 
	Steuerabzug nach § 50a EStG 
	Verrechnungspreise: Letzte Entwicklungen 
	Aktuelle Diskussionsthemen
	Weitere Verschärfung der Verrechnungspreisregelungen durch DAC 7 
	Weitere Neuerungen ab 2022
	Immobilien-besteuerung 
	Verlängerung der Abgabefrist für die GrSt-Erklärung
	Aktuelle Anwendungserlasse
	Umsatzsteuer und Zoll 
	Gesetzesänderungen 
	Jahressteuergesetz 2022 (RegE vom 14.09.2022) 
	Organschaft
	Holding
	Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Grundstücken (1/2)
	Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Grundstücken (2/2)
	VAT Identification Number Information System (V.I.S. SaaS)
	ESG im Bereich der indirekten Steuern
	Entgeltliche Garantiezusagen im Fokus der Finanzverwaltung
	Trade & Customs – Hot Topics
	Natürliche Personen und Lohnsteuer 
	Natürliche Personen und Lohnsteuer – Überblick 
	Inflationsausgleichsgesetz – weitere Themen
	Jahressteuergesetz 2022
	Weitere Maßnahmen im Überblick
	Sachbezüge
	Anwendung der Lohnsteuertagestabelle – Änderung der LStR
	Sozialversicherung
	Digitalisierung im Steuerrecht  
	Weiterentwicklung der GoBD
	Datenzugriff im Sinne der GoBD
	Zu beachtende Fristen zum Jahresende – Auswahl 
	Fristen zum Jahresende – auf den Punkt gebracht 
	Fristen zum Jahresende – auf den Punkt gebracht 
	Fristen zum Jahresende – auf den Punkt gebracht 
	Fristen zum Jahresende – auf den Punkt gebracht 
	Fristen zum Jahresende – auf den Punkt gebracht 
	Wichtige anhängige Verfahren BVerfG/EuGH 
	Wichtige anhängige Verfahren beim BVerfG/EuGH – Auswahl �
	Anhang: Ausgewählte Gesetzgebungsverfahren �im Überblick 
	Viertes Corona-Steuerhilfegesetz�
	JStG 2022 
	JStG 2022 
	Entlastungspaket Ukraine-Krieg
	Vielen Dank 
	Ihre Ansprechpartner

